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Bewusstseinsveränderungen brauchen Zeit. Im März 
2009 ist die UN-Konvention über die Rechte von 
Menschen mit Behinderung (UN-BRK) in Deutschland
in Kraft getreten. Inzwischen kommt sie in deutschen 
Institutionen an. Verantwortliche in Ministerien und 
Organisationen erkennen ganz konkret, was ihre 
praktische Umsetzung bedeutet. Denn sie ist nicht 
weniger als der Bruch mit einem lange eingeübten 
Blick: In der Vergangenheit wurden Menschen mit 
einer Behinderung als die „Schwächeren“ wahrge-
nommen, die der Fürsorge bedurften. In der UN-BRK 
ist Behinderung kein „Defizit“ mehr, sondern Teil 
menschlicher Vielfalt. Deshalb haben Menschen mit 
Behinderung ein Recht auf vollständige Teilhabe an 
der Gesellschaft. 

Dieser Gedanke der Inklusion berührt die Arbeit der gesetzlichen Unfallversicherung 
in ihrem Kern. Schon lange gilt für uns der Grundsatz Rehabilitation vor Rente. Daher 

nehmen wir die Aufgabe ernst, die UN-BRK mit Leben zu füllen.
Ebenso wie die Bundesregierung arbeiten wir an einem 
eigenen Aktionsplan. Wir können hier unsere Kompetenzen 
einbringen und eine Vorbildfunktion einnehmen. Ich denke, 
sie steht uns gut an.

Früher waren Behinderte vom Arbeitsmarkt faktisch oft aus-
geschlossen und stießen auch in ihrer Ausbildung auf vieler-
lei Barrieren. Körperliche und geistige Einschränkungen 

waren gleichbedeutend mit Benachteiligung. Und dieses Schicksal traf einen großen
Teil der Gesellschaft: Immerhin 8,7 Millionen Bürger in Deutschland haben eine 
anerkannte Behinderung.

Für diese Menschen ist die UN-BRK ein Paradigmenwechsel. Sie sind nicht mehr auf 
Wohlwollen und Wohlfahrt angewiesen, sondern haben ein Recht auf umfassende 
Teilhabe. Die gesetzliche Unfallversicherung will mit ihrem Aktionsplan dazu ihren 
Beitrag leisten. Die Palette der Aufgaben, die vor uns stehen, ist breit: von der selbstver-
ständlichen nicht ausschließlich im Zusammenhang mit ihrer Behinderung stehenden 
Darstellung der betroff enen Menschen über die barrierefreie Informationsbroschüre bis 
hin zur Einbeziehung der Betroff enen in die Entscheidungsprozesse. Nur gemeinsam 
können wir dieses Projekt zum Erfolg führen, deshalb hoff e ich auf breite Unterstützung.
Denn Menschenrechte sind nicht teilbar.

Mit den besten Grüßen
Ihr 

Dr. Joachim Breuer
Hauptgeschäftsführer der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

„In der UN-BRK ist Behinderung 
kein ‚De� zit‘ mehr, sondern Teil 
menschlicher Vielfalt. Deshalb
haben Menschen mit Behinderung 
ein Recht auf vollständige 
Teil habe an der Gesellscha� .“

Liebe Leserinnen,
liebe Leser,
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Gesunde Schule, gute Bildung: 40 Jahre Schülerunfallversicherung

Am 1. April 1971 trat das Gesetz über die 
Schülerunfallversicherung in Kraft. Da-
durch erweiterte sich der Kreis der Versi-
cherten von einem Tag auf den anderen 
um 10 Millionen junge Menschen. Die 
Unfallversicherungsträger rekrutierten 
in kurzer Zeit neues Personal, informier-
ten die Öff entlichkeit und bauten Präven-
tion und Rehabilitation aus. „Rückbli-
ckend kann ich für diese Arbeit nur meine 
Anerkennung aussprechen“, so Dr. Hans-
Joachim Wolff , Vorstandsvorsitzender der 
DGUV, in seiner Festrede. Weiter betonte 
er: „Die gesetzliche Unfallversicherung 
trägt dazu bei, die Bildung in Deutschland 
nicht nur sicher und gesund, sondern vor 
allem auch gut zu machen.“ 

Inzwischen gewährt die Schülerunfall-
versicherung über 17 Millionen Kindern, 
Schülern und Studierenden Schutz in 
Betreuungseinrichtungen und auf den 
notwendigen Wegen. 

Die Unfallzahlen sind im Vergleich zu 
den siebziger Jahren deutlich zurück-

gegangen. Mit ihrer Präventionsarbeit 
legt die gesetzliche Unfallversicherung 
bereits in Kindergärten und Schulen 

den Grundstein für ein lebenslanges 
Bewusstsein für Sicherheit und Gesund-
heit.

Danach gab es 964.144 gemeldete Arbeitsunfälle und damit 
8,8 Prozent mehr als im Jahr davor. Die Zahl der Wegeunfälle 
stieg um 25,5 Prozent auf 224.110. Weniger stark ausgeprägt 
sind die Steigerungen in der Schülerunfallversicherung für 
Kindergartenkinder, Schüler und Studenten. Hier gab es 2010 
eine Steigerung um 3,6 Prozent auf 1.295.734 meldepfl ichtige 
Schulunfälle. Die Schulwegunfälle stiegen um sieben Prozent 
auf 123.665. Erklären lassen sich die gestiegenen Zahlen vor 
allem mit der wirtschaftlichen Entwicklung und den Witte-
rungsverhältnissen im vergangenen Jahr. „Es ist ein typischer 

Refl ex, dass bei anziehender Konjunktur und Beschäftigung 
auch die absolute Zahl der Arbeitsunfälle zunimmt“, sagt 
DGUV-Hauptgeschäftsführer Dr. Joachim Breuer. Das müs-
se jedoch nicht unbedingt bedeuten, dass auch das relative 
Unfallrisiko steige. Eine klare Aussage hierzu kann im 
Sommer gemacht werden, wenn die Zahl der geleisteten 
Arbeitsstunden vorliegt. 

!
 www.dguv.de > Webcode: d39569

Zahl der Arbeits- und Wegeunfälle gestiegen

Im Rahmen des Dresdner Forums Prävention würdigte Dr. Hans-Joachim Wol� , Vor-
standsvorsitzender der DGUV, das 40-jährige Jubiläum der Schülerunfallversicherung.
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Unfallversicherungsschutz für Kinder, Schüler und Studierende: Das gibt es jetzt schon seit 40 Jahren. Bei einer Feierstunde im 
März blickten die Teilnehmer des Dresdner Forums Prävention und Vertreter der Unfallkassen daher auf die Erfolge und Leistungen
dieses Zweigs der gesetzlichen Unfallversicherung zurück.

Die Zahl der meldepflichtigen Arbeits- und Wegeunfälle ist im Jahr 2010 angestiegen. Das geht aus den jetzt verö� entlichten, 
vorläu� gen Zahlen von Berufsgenossenscha� en und Unfallkassen hervor. 
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Arbeitsbedingter Stress hat in den letz-
ten zehn Jahren in vielen Staaten der 
Europäischen Union (EU) zugenommen. 
Das geht aus einem Bericht hervor, den 
László Andor, EU-Kommissar für Beschäf-
tigung, Soziales und Integration, vor kur-
zem vorgestellt hat. 

Der Bericht bildet gleichzeitig die Ergeb-
nisse einer Vereinbarung ab, die europä-
ische Arbeitnehmer- und Arbeitgeberver-
tretungen 2004 geschlossen hatten, um 
ein Minimum an Schutz vor Stress am 
Arbeitsplatz zu gewährleisten. Während 
es nun in 19 Mitgliedstaaten der Europäi-

schen Union Rechtsvorschriften oder ver-
bindliche Tarifvereinbarungen zur Stress-
reduzierung gibt, hat sich die eigentliche 
Situation nur in wenigen Ländern verbes-
sert. In Deutschland stagniert das Stress-
level, dem Bericht zufolge, seit 2005 auf 
hohem Niveau. 

Dabei machen die unmittelbar von Stress 
am Arbeitsplatz verursachten Kosten nach 
Schätzungen der Kommission EU-weit 
vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts 
aus. Etwa 50 bis 60 Prozent aller Ausfälle
werden in Studien mit Stress in Verbin-
dung gebracht. 

László Andor: „Wir wissen, dass die 
Sozialpartner oft diejenigen sind, die in 
diesem Bereich am meisten bewirken 
können. Ich möchte die Arbeitgeber und 
Arbeitnehmer auff ordern, ihre konstruk-
tive Arbeit fortzusetzen und sich mit den 
Mängeln vor allem in den Ländern zu 
befassen, in denen gemeinsame Maß-
nahmen bisher nur in begrenztem Um-
fang durchgeführt wurden.“ 

!
 http://ec.europa.eu / deutschland / 
 press / pr_releases / 9767_de.htm

EU-Studie: Arbeitsbedingter Stress nimmt zu

Das Film-Portal für Videos rund um das Thema Arbeits-
schutz www.arbeitsschutzfi lm.de verzeichnet ein erfolg-
reiches erstes Quartal. Das im Oktober 2010 gestartete 
Projekt wurde inzwischen mehr als 20.000-mal angeklickt. 
Die Zahl der verfügbaren Filme ist auf 212 angewachsen 
und umfasst aktuell 38 Fachkategorien.

Am meisten nachgefragt: Filme zum Brandschutz und 
zur Bildschirmarbeit, da diese Themen alle Branchen und 
Betriebe betreff en. Auf geringeres Interesse stoßen derzeit 
hingegen noch Filme zu Aspekten der Gesundheitsförde-
rung wie Ernährung, Bewegung und Suchtproblemen. Vor 
allem kleine und mittlere Betriebe mit begrenzten eigenen 
Mitteln nutzen das komfortable Portal, um die Mitarbeiter 
auf das Thema Sicherheit im Betrieb aufmerksam zu ma-
chen sowie zur Unterweisung. 

Die unabhängige Mediathek für Arbeitsschutz und 
Gesundheitsförderung bietet einen Überblick über fast 
alle von der gesetzlichen Unfallversicherung und weiteren 
Institutionen angebotenen Arbeitsschutzclips – geordnet 
nach Branchen und Gefahren, kostenlos und für jeden ver-
fügbar. Die DGUV unterstützt den Fachbeirat des Projekts 
und hilft bei der Weiterentwicklung der Mediathek. 

Internetportal für 
Arbeitsschutz� lme 
erfolgreich gestartet

Nach Ansicht von Fachleuten besteht derzeit keine unmittelbare 
Gefahr durch strahlenbelastete Schi� e oder Güter, die aus Japan 
kommen oder die dortigen Gewässer befahren haben. 

Das Institut für Arbeitsschutz der DGUV (IFA) hat die für den 
Seetransport relevanten Informationen in seinem Internetportal
„Frachtcontainer“ zusammengefasst. Fracht, die vor dem 
15. März auf den Weg gebracht wurde, gilt generell als nicht be-
lastet. Für später ausgeführte Waren gelten inzwischen strengere 
Vorschriften, die ein Risiko ausschließen sollen. 

Auch das Risiko durch Verschleppung radioaktiver Partikel 
durch die Schiff e und Container wird als relativ gering angese-
hen. Um Gefährdungen restlos auszuschließen, werden in den 
deutschen Überseehäfen Kontrollen vorgenommen. 

Lebensmittel werden nur in geringem Maße aus Japan in die EU 
exportiert. Aus den betroff enen japanischen Regionen dürfen sie 
in Deutschland nur noch eingeführt werden, wenn sie in Japan 
kontrolliert und zertifi ziert wurden. Einen Teil der Warensendun-
gen unterziehen die Überwachungsbehörden der EU-Mitglied-
staaten aber einer weiteren Kontrolle.

Arbeitnehmer können sich bei Verdacht auf eine radioaktive Be-
lastung während eines Japan-Aufenthalts auf Kosten des Arbeitge-
bers in den Strahlenschutzzentren der Unfallversicherungs träger 
untersuchen lassen. !

 www.dguv.de > Webcode: d113821
 www.bgetem.de / rsz

Fukushima: Verstärkte 
Kontrollen im Frachtverkehr
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Die Initiative Qualitätsmedizin (IQM) 
setzt sich dafür ein, Patienten in Zukunft 
besser vor resistenten Krankenhauskei-
men zu schützen. Der sogenannte Methi-
cillin-resistente Staphylococcus aureus 
(MRSA) soll dafür einen separaten Kode 
im ICD-10-Katalog der Krankheiten be-
kommen. Ist er erst einmal kodiert, könn-
ten Ärzte zukünftig zwischen Kolonisati-
on und Infektion von Patienten vor oder 
während eines Krankenhausaufenthalts 
unterscheiden. Damit ließen sich einer-
seits Hygienemaßnahmen eff ektiv beur-
teilen und andererseits durch rechtzeiti-
ge Präventionsmaßnahmen ein besserer 
Schutz der Patienten erreichen. Experten 
gehen davon aus, dass es jährlich etwa 

130.000 Fälle von MRSA-Infektionen in 
Krankenhäusern gibt. Für ihre Behand-
lung stehen aufgrund der Resistenzen 
gegen viele Antibiotika nur noch wenige 
Wirkstoff e zur Verfügung.

Die Berufsgenossenschaftlichen Kliniken 
haben sich 2010 der IQM angeschlossen, 
um gemeinsam mit zahlreichen anderen 
Krankenhausträgern für eine kontinuier-
liche Verbesserung und Sicherung der 
Qualität in der Medizin zu sorgen.

!
 www.initiative-qualitaetsmedizin.de

Neue Maßnahme gegen resistente Bakterien in 
Krankenhäusern angeregt

Q
ue

lle
: I

Q
M

Unter dem Motto „Gemeinsam für mehr 
Sicherheit“ findet am 18. Juni 2011 zum 
siebten Mal der „Tag der Verkehrssicher-
heit“ statt. Organisator ist der Deutsche 
Verkehrssicherheitsrat (DVR), der damit 
das Thema Unfallprävention auf brei-
ter Ebene präsentieren möchte, um die 
Unfallzahlen im Straßenverkehr zu senken.

Weil jeder dazu beitragen kann, ruft 
der DVR alle interessierten Organisati-
onen, Institutionen, Kommunen und 
Unternehmen auf, sich mit Veranstal-
tungen und Aktionen am Tag der Ver-
kehrssicherheit zu beteiligen. Schirmherr 
der Aktion ist Bundesverkehrsminister 
Dr. Peter Ramsauer. 

Bereits am 21. Mai präsentiert sich die 
Präventionskampagne „Risiko raus!“ von 
Berufsgenossenschaften und Unfallkas-
sen auf dem Münchner Odeonsplatz mit 
einem bunten Programm und vielen Ak-
tionen. Das zentrale Thema der Veranstal-
tung lautet: Wie lassen sich Risiken beim 
Fahren und Transportieren vermeiden? 
Zusätzlich informiert die Kampagne zu 
verschiedensten Bereichen – vom „toten 
Winkel“ über den richtigen Kindersitz für 
das Auto und das sichere Fahrrad bis hin 
zum Fahrerassistenzsystem für den Pkw. 
Vorführungen, Mitmachaktionen und 
Fahrsimulatoren ermöglichen es den Be-
sucherinnen und Besuchern, ihre Kompe-
tenzen ausgiebig zu testen. Auf einer zent-
ralen Bühne gibt es zudem Livemusik und 
Unterhaltung.

Partner des Verkehrssicherheitstags 2011 
sind diesmal die Polizei, der DVR und 
Vertreter der Automobilindustrie. 

!
 www.tag-der-verkehrssicherheit.de
 www.risiko-raus.de

Bundesweiter Verkehrssicherheitstag mit dem DVR und „Risiko raus!“
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Immer mehr Minijobber in Privathaushalten und im Gewerbe 
sind regulär gesetzlich unfallversichert. Das ergibt sich aus 
den Zahlen der Minijob-Zentrale der Deutschen Rentenversi-
cherung Knappschaft-Bahn-See für das vierte Quartal 2010. 
Die Zahl der in Privathaushalten gemeldeten Versicherten 
stieg um fast 12 Prozent auf rund 222.000. Im Bereich der ge-
werblichen Minijobs gab es zum Stichtag rund 6,8 Millionen 
geringfügig entlohnte Beschäftigte und damit rund 0,6 Pro-
zent mehr als im Vergleichszeitraum. Die Branchen mit den 

meisten Minijobbern sind der Einzelhandel, die Gastronomie, 
die Gebäudebetreuung sowie der Garten- und Landschafts-
bau. Hintergrund: Auch Minijobber müssen zur gesetzlichen 
Unfallversicherung angemeldet werden. Bei Einkünften von 
bis zu 400 Euro übernimmt die Knappschaft die Anmeldung. 
Bei höherem Einkommen muss der Beschäftigte beim zustän-
digen Träger der Unfallver-
sicherung direkt angemeldet 
werden. 

!
 www.minijob-zentrale.de

Mehr Minijobber bei der gesetzlichen Unfallversicherung angemeldet

Streitigkeiten zwischen Schülern schlich-
ten, bevor es zum Gewaltausbruch 
kommt: Das ist das Ziel von Schülerstreit-
schlichtern. Die Unfallkasse Rheinland-
Pfalz (UK RLP) reagiert auf den zuneh-
menden Beratungsbedarf an den Schulen 
mit einem Seminarangebot, bei dem sich 
Pädagogen zu Anleitern ausbilden lassen 
können. Sie sollen anschließend Jugend-
liche zu Streitschlichtern ausbilden kön-
nen, damit diese bei Konfl ikten ihrer Mit-
schüler vermitteln. 

„Das Kernkonzept bilden metaphorische 
Übungen“, erklärt Sonja Wittmann, Ar-
beitspsychologin der UK RLP. „Durch die-
se werden Regeln, Ablauf sowie die pro-
fessionelle neutrale Haltung, die in der 
Streitschlichtung notwendig sind, erfah-
ren und gemeinsam analysiert. Im nächs-
ten Schritt übertragen die Teilnehmerin-
nen und Teilnehmer das Erlernte auf die 
Situation im eigenen Schulalltag.“ In ihren 
Rückmeldungen bescheinigten 85 Prozent 
der Teilnehmerinnen und Teilnehmer,

dass sie die Seminarinhalte in ihre prak-
tische Arbeit übernehmen können und 
Schülerstreitschlichterprojekte auf den 
Weg bringen. Der drei Module umfassen-
den Ausbildung bei der Unfallkasse in 
Andernach folgen später Supervisions-
termine, bei denen sich alle Beteiligten 
über ihre Erfahrungen aus der praktischen 
Umsetzung des Schülerstreitschlichterpro-
jektes austauschen.

Unfallkasse wappnet Pädagogen für Konflikte an Schulen

Streitschlichterseminar mit Referenten

Fo
to

: U
K 

RL
P

!
 www.ukrlp.de
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Damit wollen die Berufsgenossenschaf-
ten und Unfallkassen im Rahmen ihrer 
Kampagne „Risiko raus!“ Schülerinnen 
und Schüler für die Gefahren im Stra-
ßenverkehr sensibilisieren. Denn noch 
immer verunglücken im Jahr mehr als 
55.000 von ihnen auf dem Schulweg. 

„Der Wunsch, Grenzen auszutesten, ge-
hört zum Erwachsenwerden dazu“, sagt 
dazu Dr. Walter Eichendorf, stellvertre-

tender Hauptgeschäftsführer der DGUV 
und Präsident des Deutschen Verkehrs-
sicherheitsrats. „Gedanken über mögli-
che Risiken rücken dabei häufi g in den 
Hintergrund. Mit dem Wettbewerb wollen 
wir dieses Nachdenken fördern.“ Zu ge-
winnen gibt es ein exklusives Konzert mit 
der Band „Madsen“. Mitmachen können 
sowohl einzelne Jugendliche als auch 
Klassen oder AGs einer Schule. Bei Art 
und Inhalt des Wettbewerbsbeitrags sind 

die Schüler vollkommen frei. „Egal ob 
Video-Clip oder Handy-Foto, Skizze oder 
Rap-Song: Kreativität und Aussagekraft 
stehen bei der Bewertung klar im Mittel-
punkt“, so Eichendorf. Einsendeschluss 
ist der 23. Mai 2011.

„Risiko raus!“ -Schülerwettbewerb: 
Exklusives Konzert der Band „Madsen“ zu gewinnen

!
 www.schuelervz.net / nachsitzenmitmadsen
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Die gesetzliche Unfallversicherung hat den Schülerwettbewerb „Nachsitzen mit Madsen“ gestartet. Sie ru�  bundesweit Jugend-
liche auf, kreative Beiträge rund um das Thema Sicherheit im Straßenverkehr zu entwickeln und im Internet zu verö� entlichen. 

Gesetzliche Unfallversicherung schützt auch im dualen Studium
Studierende in dualen Studiengängen 
sind sowohl während des schulischen 
als auch während des praktischen Teils 
ihrer Ausbildung durch die gesetzliche 
Unfallversicherung bei Arbeits- und We-
geunfällen geschützt. Darauf weist die 
DGUV vor dem Hintergrund der jüngeren 
Rechtsprechung hin. Während der theore-

tischen Ausbildung an Hochschulen und 
Fachhochschulen sind die Unfallkassen 
zuständig, im praktischen Teil ist es in 
der Regel der Versicherungsträger des Be-
triebs. Arbeitgeber müssen Studierende al-
so während dieser Phasen anmelden und 
Beiträge entrichten. Nach einem Urteil 
des Bundessozialgerichts (B 12 R 4 / 08 R) 

kann aber dann nicht von einem Beschäf-
tigungsverhältnis ausgegangen werden, 
wenn die Hochschule die betrieblichen 
Praxisphasen weitgehend inhaltlich be-
stimmt und ausgestaltet.

!
 www.dguv.de > Webcode: d112799
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Ihre Gesundheit. 
Ihre Rente. Ihre Wahl.
Tun Sie etwas für Ihre Absicherung von morgen. Nutzen auch Sie Ihre Stimme und 
entscheiden Sie mit bei Rente und Gesundheit. Ihre Wahlunterlagen finden Sie in 
Ihrem Briefkasten. Einfach aufmachen, ankreuzen, abschicken. Ihre Stimme muss bis 
zum 1. Juni eintreffen. www.sozialwahl.de

Ulrike Gaede (29),
Grafikdesignerin

Patricia Lie (50),
Verwaltungsangestellte

Mario Kaltenegger (37),
Bankkaufmann

Jutta Bagdahn (62),
Kulturwissenschaftlerin

Christian Arndt (38),
Anlagenmonteur

Thomas Gerber (44),
Ingenieur
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ie UN-Konvention über die Rech-
te von Menschen mit Behinderun-
gen (BRK) wurde im Dezember 

2006 von der UN-Generalversammlung 
verabschiedet. Die Bundesregierung ver-
knüpfte die Verabschiedung des Überein-
kommens mit einer Denkschrift. 1 In dieser 
wies sie darauf hin, dass die gesetzliche 
Unfallversicherung eine besondere Ver-
antwortung für die soziale und gesund-
heitliche Sicherung trägt. Der Bundestag 

verabschiedete das Gesetz zu dem Überein-
kommen einschließlich des Fakultativpro-
tokolls mit der Zustimmung des Bundesra-
tes im Dezember 2008. 2 Seit dem 26. März 
2009 ist die Konvention in Deutschland 
geltendes Recht. Damit hat sich Deutsch-
land verpfl ichtet, den vollen und gleich-
berechtigten Genuss aller Menschenrechte 
und Grundfreiheiten durch alle Men-
schen mit Behinderungen zu fördern, zu 
schützen und zu gewährleisten.

Politik der Menschenrechte
Mit der BRK werden erstmals die Men-
schenrechte und Grundfreiheiten beste-
hender Menschenrechtsverträge der Ver-
einten Nationen auf die Lebenssituation 
von Menschen mit Behinderungen ver-
bindlich konkretisiert und spezifiziert. 
Die BRK steht in der Tradition anderer 
„Gruppenkonventionen“ wie der Frauen- 
und der Kinderrechtskonvention und ent-
hält keine „Sonderrechte“ für Menschen 

D

Gleichstellung 

Die UN-Konvention über die Rechte 
von Menschen mit Behinderungen
Seitdem die UN-Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen im März 2009 
in Kra�  getreten ist, hat das Thema Gleich stellung von Menschen mit Behinderungen viel 
Rückenwind bekommen. Im folgenden Beitrag wird die Konvention vorgestellt und eingeordnet.
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mit Behinderungen. 3 Ihr Ziel ist die volle 
gesellschaftliche Teilhabe und Einbezie-
hung von Menschen mit Behinderungen in 
die Gesellschaft, verbunden mit der Ach-
tung ihrer Autonomie und der sozialen 
Wertschätzung. 4 In den fünfzig Artikeln 
wird detailliert aufgeführt, was notwendig 
ist, um dieses Ziel zu erreichen. Dies be-
triff t unterschiedlichste Bereiche, wie die 
Themen Arbeiten, Wohnen, Gesundheit 
und Rehabilitation. 

Immer wieder wird auf den durch die UN-
Konvention ausgelösten Paradigmenwech-
sel hingewiesen. So formuliert Degener, 
dass eine Politik der Menschenrechte ei-
ne Politik der Wohltätigkeit ablöse. 5 Dies 
ist einerseits richtig. Andererseits sollte 
aber berücksichtigt werden, dass es schon 
einen Paradigmenwechsel gegeben hat, 
beispielsweise durch das SGB IX, das aus-
drücklich das Ziel enthält, die Teilhabe von 
Menschen mit Behinderungen zu fördern. 6

Bei der Verabschiedung wurde immer wie-
der darauf hingewiesen, dass die Fürsorge 
nun der Vergangenheit angehöre. 

An den Stellen, an denen dies umgesetzt 
wurde, ist der Veränderungsbedarf gerin-
ger beziehungsweise nicht vorhanden. 
Gleichwohl ist von einer neuen Qualität 
zu sprechen, wenn die Rechte von Men-
schen mit Behinderungen zur Grundlage 
und zum Maßstab politischen Handelns – 
in allen Politikbereichen – werden. 7

Partizipation und Disability 
Mainstreaming
Politik für Menschen mit Behinderungen 
kann nur gelingen, wenn es auch eine Po-
litik von Menschen mit Behinderungen ist, 
das heißt, wenn diese selbst mitwirken 
und das Motto „Nichts über uns – Nichts 
ohne uns“ zur gelebten Praxis wird. Die 
Konvention verpflichtet daher die Staa-
ten, die unterschiedlichen Perspektiven 
behinderter Menschen einzubeziehen, in-
dem betroff ene Menschen und die sie ver-
tretenden Verbände in politische Prozesse 
eingebunden sind. Dies gilt beispielswei-
se für Programme und Aktionen, die zur 
Umsetzung der UN-BRK beitragen (Art. 4 
Abs. 3 UN-BRK). 8 Der Erarbeitungsprozess 
der UN-BRK war dafür ein wichtiges Vor-

bild. Auf internationaler Ebene wurden 
die konkreten Diskriminierungserfahrun-
gen zusammengetragen und unter der Be-
rücksichtigung unterschiedlicher Situatio-
nen in allgemein gültige Regeln formuliert. 
Häfner spricht von einer „Beispiellose(n) 
Beteiligung der Zivilgesellschaft“. 9 Der Text 
der UN-Konvention zeigt, wie sich Perspek-
tiven durch die Teilnahme von Menschen 
mit Behinderung an Prozessen verändern. 

Es gibt nach wie vor viele konkrete Ent-
scheidungsprozesse und Planungen, bei 
denen Menschen mit Behinderungen 
nicht eingebunden sind, obwohl sie da-
von betroff en sind. Dies gilt auch für Ge-
setzesvorhaben. Außerdem wird ihre Per-
spektive nicht berücksichtigt. Das Thema 
Behinderung wird nach wie vor von vie-
len so verstanden, als seien dafür allein 
die Sozialpolitiker zuständig. Haack, der 
frühere Beauftragte der Bundesregierung 
für die Belange behinderter Menschen, 
hat dagegen folgende Meinung vertreten: 
„Jedwedes politisches und gesellschaft-
liches Handeln soll danach befragt wer-
den, in welcher Weise es zur Gleichstel-
lung und Teilhabe behinderter Menschen 
beiträgt oder sie verhindert.“ 10

Damit hat Haack das Prinzip des „Disabi-
lity Mainstreaming“ beschrieben. Der Be-
griff  lehnt sich implizit und explizit an den 
Begriff Gender Mainstreaming an. Wie 
Gender Mainstreaming eignet sich auch 
der Begriff  Disability Mainstreaming nicht 
für eine Übersetzung ins Deutsche. 

Gemeint ist damit, dass das Thema Be-
hinderung vom Rand in die Mitte der Ge-
sellschaft gerückt und überall verankert 
werden soll. Auch die Konvention enthält 
zumindest in der englischen Fassung aus-
drücklich einen Verweis auf Disability 
Mainstreaming. Es erscheint sinnvoll, bei 
der Umsetzung der BRK das Prinzip Disa-
bility Mainstreaming anzuwenden.

Universal Design
Mit Disability Mainstreaming ist der An-
spruch verbunden, nach Möglichkeit Son-
derprogramme zu vermeiden. Die frühere 
britische Regierung hat erläutert, was dies 
für die Planung und Umsetzung zukünftiger 

*
1 Vgl. BR-Drs. 760 / 08 vom 17.10.2008, S. 43, 
 Bundesregierung (2008) Denkschri�  zu 
 dem Übereinkommen vom 13. Dezember 
 2006 über die Rechte von Menschen mit 
 Behinderungen.

2 Siehe BT-Drs. 16 / 10808 und Bundesgesetz-
 blatt Jahrgang 2008 Teil II Nr. 35, ausge-
 geben zu Bonn am 31. Dezember, 2008.

3 Schmahl, S.: Menschen mit Behinderungen 
 im Spiegel des internationalen Menschen-
 rechtsschutzes, Archiv des Völkerrechts 45, 
 S. 517 – 540, 2007.

4 Graumann, S.: IMEW konkret 11, 
 Die UN-Konvention für die Rechte von 
 Menschen mit Behinderungen, 2008.

5 Degener, T.: Menschenrechtsschutz für 
 behinderte Menschen, Vereinte Nationen 
 3 / 2006, S. 104 – 110, 2006.

6 Bundesregierung, 2008.

7 Aichele, V.: Behinderung und Menschen-
 rechte: Die UN-Konvention über die Rechte 
 von Menschen mit Behinderungen, 2010, 
 www.das-parlament.de / 2010 / 23 / 
 Beilage / 003.html

8 Aichele, V.: Behinderung und Menschen-
 rechte: Die UN-Konvention über die Rechte 
 von Menschen mit Behinderungen, 2010, 
 www.das-parlament.de / 2010 / 23 / 
 Beilage / 003.html

9 Häfner, S.: Die UN-Konvention zu den 
 Rechten von Menschen mit Behinderungen 
 – Handlungsbedarf für Deutschland? – 
 Eine Einführung, 2007, 
 www.sovd.de / � leadmin / downloads / pdf / 
 stellungnahmen / wirkung-un-konvention.pdf

10 Beau� ragter der Bundesregierung 
 für die Belange behinderter Menschen: 
 Das Europäische Jahr der Menschen 
 mit Behinderungen 2003 ist nicht 
 Vergangenheit. Grundsatzrede des 
 Behindertenbeau� ragten auf der 
 Bilanzveranstaltung „Teilhabe gestalten – 
 Konsequenzen aus dem EJBM“ am 
 18. Februar 2004 in Berlin.

11 www.fco.gov.uk / Files / k� le / Mainstreaming
 %20Disability%20in%20Policy.pdf

Regierungsprogramme bedeutet. Sie müss-
ten gleichzeitig zwei Ansprüchen genügen: 
den Bedürfnissen von Menschen mit und 
den Bedürfnissen von Menschen ohne Be-
hinderungen. Nur für Menschen mit kom-
plexeren Bedürfnissen kann und sollte es 
zusätzliche auf sie zugeschnittene Angebote 
geben, wenn dies notwendig ist. 11 ▸
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Am Beispiel von Bussen oder Straßen-
bahnen wird das Prinzip des Universal 
Design deutlich: Ein für Rollstuhlfah-
rer und -fahrerinnen geeigneter Bus ist 
für Menschen, die einen Kinderwagen 
schieben, und für Menschen mit Gehbe-
einträchtigungen von Vorteil – für alle ist 
es bequemer –, und die Einstiegzeiten 
verkürzen sich. Auch von einem Fahrkar-
tenautomaten, der leicht zu bedienen ist, 
profi tieren nicht nur Menschen mit einer 
geistigen Behinderung, sondern alle.

De� nition von Behinderung
Bei dem Erarbeitungsprozess der BRK 
wurde intensiv darüber nachgedacht, 
wie Behinderung so definiert werden 
könne, dass der Begriff  nicht diskrimi-
niert. Defi nitionen des Begriff s Behinde-
rung stehen in einem Wechselverhältnis 
zu Maßnahmen, die Menschen mit Be-
hinderungen entweder unterstützen 
oder sie diskriminieren. Es macht einen 
Unterschied, ob der Anspruch erhoben 
wird, der Mensch mit Behinderung mö-
ge sich ändern, weil er ein Defi zit habe 
und von der Norm abweiche, oder ob 
der Anspruch an die Gesellschaft und 
den Staat erhoben wird, die Rahmen-
bedingungen dafür zu schaffen, dass 
körperliche oder andere Beeinträchti-

gungen nach Möglichkeit keine Rolle 
spielen bei der Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen. Wenn in Geset-
zestexten Behinderung definiert wird, 
dann ist der Vergleichsmaßstab häufi g 
der „normale Mensch“. 

Die UN-Konvention hat einen anderen 
Zugang. Bereits in der Präambel stellt 
sie klar, warum es notwendig ist, eine 
dynamische, nicht abschließende Defi -
nition zu wählen, denn die Vorstellung 
davon, was Behinderung sei, ändert sich 
im Laufe der Zeit immer wieder. Sie ver-
meidet einerseits die Stigmatisierung, 
indem sie ohne einen Vergleich zur 
Norm auskommt, und sie beschreibt kei-
nen linearen Zusammenhang zwischen 
der Behinderung und der eingeschränk-
ten Teilhabe, sondern versucht stattdes-
sen, der Komplexität gerecht zu werden.

Der Artikel 1 lautet:
„Zu den Menschen mit Behinderungen 
zählen Menschen, die langfristige kör-
perliche, seelische, geistige oder Sinnes-
beeinträchtigungen haben, welche sie in 
der Wechselwirkung mit verschiedenen 
Barrieren an der vollen, wirksamen und 
gleichberechtigten Teilhabe an der Ge-
sellschaft hindern können.“ 

Die Konvention verzichtet auf eine ab-
schließende Defi nition und betont, dass 
sich der Begriff  Behinderung ständig wei-
terentwickelt. Der umfassende Begriff 
schließt auch Kranke, Pfl egebedürftige, 
Frührentner und alte Menschen ein. 12

Die Definition lenkt den Blick auf die 
Barrieren, die – in Wechselwirkung mit 
Beeinträchtigungen – Teilhabemöglich-
keiten einschränken. Diese Barrieren 
können physisch sein, auf der kommu-
nikativen Ebene oder in der Einstellung 
von Menschen ohne Behinderung lie-
gen. 13 Kurth macht auf die Konsequenzen 
einer solchen Sichtweise aufmerksam: 

„Wenn Behinderung als Prozess in In-
teraktion mit gesellschaftlichen Bedin-
gungen gefasst wird, so steht ungleich 
stärker als bisher der Abbau der Barrie-
ren, Ausbau der Instrumente zur Ermög-
lichung von Teilhabe und Befähigung 
– kurzum: das Ziel der Inklusion im Mit-
telpunkt.“ 14 

Bielefeldt, der frühere Leiter des Institutes 
für Menschenrechte, attestiert der Kon-
vention ein großes Innovationspotenzial 
und weist auf einen anderen Aspekt hin: 

Aktionsplan zur UN-Behinderten rechtskonvention 
Seit März 2009 ist die UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) in Deutschland 
geltendes Recht. Die gesetzliche Unfallversicherung prü�  deshalb, ob und wie ein 
eigener Aktionsplan zur BRK aussehen kann. Der Vorstand der DGUV wird im Mai 
darüber entscheiden. Dies passt zur Vorgehensweise der Bundesregierung, die 
ihrerseits einen Nationalen Aktionsplan in der Kabinettssitzung im Frühjahr ver-
abschieden will. 

Zum Februar 2011 hatte die DGUV bereits Vertreter unterschiedlicher gesellscha� -
licher Gruppen nach Dresden gebeten, um über den ersten Entwurf des Aktions-
plans zu diskutieren: Neben den Trägern der gesetzlichen Unfallversicherung waren 
vor allem Interessenvertreter von Menschen mit Behinderungen eingeladen. Diese 
hatten bereits vorher ihre Ideen eingereicht. 

Aus diesen Rückmeldungen wurden fünf Handlungsfelder identifiziert, die die 
Ziele der BRK beschreiben: Bewusstseinsbildung, Barrierefreiheit, Partizipation, 
Individualisierung und Vielfalt sowie Lebensräume und Inklusion. Hinter diesen 
Maßnahmen steht das seit 2009 geltende Recht auf Inklusion, das Menschen mit 
Behinderung eine gleichberechtigte Teilhabe am gesellscha� lichen Leben ermög-
lichen soll und eingeklagt werden kann.

12 · DGUV Forum 5/11
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„Der Konvention liegt ein Verständnis 
von Behinderung zugrunde, in dem die-
se keineswegs von vorneherein negativ 
gesehen, sondern als normaler Bestand-
teil menschlicher Gesellschaft ausdrück-
lich bejaht und darüber hinaus als Quel-
le möglicher kultureller Bereicherung 
wertgeschätzt wird (Diversity-Ansatz).“15

Eine solche Haltung ist nicht selbstver-
ständlich. Kompetenzen zum Umgang 
mit (kultureller) Vielfalt müssen erlernt 
werden und insbesondere die Gelegen-
heit zur Begegnung von Menschen mit 
und ohne Behinderung ermöglicht wer-
den. Die UN-Konvention hat als Leitbild 
eine Gesellschaft vor Augen, in der Men-
schen mit und ohne Behinderungen ge-
meinsam zur Schule gehen, arbeiten und 
Sport machen. Das ist mit Inklusion ge-
meint. Die Wirklichkeit sieht allerdings 
anders aus. Das Schulsystem in Deutsch-
land ist sehr stark von getrenntem Ler-
nen geprägt. Inklusive Schulen sind ei-
ne Ausnahme. Die Beschäftigung von 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern 
mit einer Behinderung auf dem ersten 
Arbeitsmarkt ist keine Selbstverständ-
lichkeit.

Barrierefreiheit und 
Bewusstseinsbildung
Mit dafür verantwortlich sind Barrieren. 
In Artikel 9 der BRK wird die Verpflich-
tung formuliert, Barrieren zu beseitigen, 
so dass ein gleichberechtigter Zugang bei-
spielsweise zu Schulen, medizinischen 
Einrichtungen und Arbeitsstätten ermög-
licht wird. Aber auch Information und 
Kommunikation sollen barrierefrei ge-
staltet sein. Mit den Maßnahmen soll das 
Ziel erreicht werden, Menschen eine un-
abhängige Lebensführung und die volle
Teilhabe in den verschiedenen Lebens-
bereichen zu ermöglichen.

Dabei geht es nicht nur um bauliche Bar-
rieren, sondern auch um Barrieren in der 
Einstellung. Mit Artikel 8 verpfl ichten sich 
die Vertragsstaaten, in der gesamten Ge-
sellschaft das Bewusstsein für Menschen 
mit Behinderungen zu schärfen und die 
Achtung ihrer Rechte und ihrer Würde zu 
fördern; Vorurteile und schädliche Prak-
tiken gegenüber Menschen mit Behin-
derungen in allen Lebensbereichen zu 
bekämpfen und das Bewusstsein für die 
Fähigkeiten und den Beitrag von Men-
schen mit Behinderungen zu fördern. 
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Dr. Katrin Grüber 
Leiterin des Instituts Mensch, 
Ethik und Wissenscha�  (IMEW)
E-Mail: grueber@imew.de

Das heißt, dass Menschen mit Behinde-
rungen selbstverständlicher als bisher 
im Fernsehen und in anderen Medien 
vorkommen, und zwar nach Möglichkeit 
weder als Batman noch als Bettler. 16

Die Begegnung mit Menschen mit Behin-
derungen im Alltag ist jedoch auch im 
Vergleich zu Kampagnen die wichtigs-
te Maßnahme zur Bewusstseinsbildung. 
Hier zeigt sich, dass die verschiedenen 
Ziele und Bereiche der Konvention verwo-
ben sind. Die Erfahrung, dass ein Prozess, 
an dem Menschen mit und ohne Behin-
derung gemeinsam mitgewirkt haben, gut 
funktioniert und zu positiven Ergebnissen 
geführt hat, wird mehr überzeugen als ein 
Plakat. Es wird eine Herausforderung für 
die Kommunikationsexperten sein, die 
Normalität der Begegnung so darzustel-
len, dass sie nicht langweilig wirkt und 
trotzdem Alltag abbildet

Fazit und Ausblick
Der Umsetzungsprozess der UN-Konven-
tion über die Rechte von Menschen mit 
Behinderungen steht erst am Anfang. Die-
ser Prozess wird nur dann zu konkreten 
Ergebnissen führen, wenn es eine gute 
Verbindung gibt zwischen der Vision einer 
inklusiven Gesellschaft und den Schrit-
ten, die bei dem ansetzen, was schon 
gemacht wird, und die weder zu groß 
noch zu klein sind. Der bisherige Prozess 
der gesetzlichen Unfallversicherung ist 
dafür ein ermutigendes Beispiel. ●

*
12 Schmidt-Ohlemann, M.: Impulse und 
 Perspektiven für die Rehabilitation in 
 Deutschland durch die UN-Konvention 
 über die Rechte von Menschen mit 
 Behinderungen, Fachtagung Berlin 
 14. und 15. Januar 2010, Die Wirkung 
 der BRK auf die Rehabilitation in 
 Deutschland – Impulse und Perspektiven, 
 NETZWERK ARTIKEL 3, IMEW und DGRW.

13 Grüber, K.: Das Behinderungskonzept der 
 UN-Konvention, BeB Informationen Nr. 41, 
 S. 34 – 36, 2010.

14 Kurth, M.: Die UN-Konvention über die
 Rechte von Menschen mit Behinderungen,
 2009. Cantow, J.; Grüber, K. (Hrsg.): Eine
 Welt ohne Behinderung – Vision oder
 Alptraum? Eine Verö� entlichung in der
 Reihe Expertise des Institutes Mensch,
 Ethik und Wissenscha�  (IMEW).

15 Bielefeldt, H.: Zum Innovationspotenzial 
 der UN-Behindertenrechtskonvention,
 Deutsches Institut für Menschenrechte,
 Berlin 2006.

16 Vgl. Radtke, P.: Zum Bild behinderter 
 Menschen in den Medien. In: Aus Politik 
 und Zeitgeschichte, Bd. 8, S. 7 – 12, 2003.
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der BRK mitgearbeitet hat. Gleichwohl ist 
RI mehr als eine reine Interessenorgani-
sation von Menschen mit Behinderungen. 
Vielmehr ist RI eine weltweite Plattform 
für alle Beteiligten in der Rehabilita-
tion, ähnlich zum Beispiel wie die Deut-
sche Vereinigung für Rehabilitation in 
Heidelberg (www.dvfr.de) oder die Bun-
desarbeitsgemeinschaft für Rehabilitation
(www.bar-frankfurt.de), in deren Vor-
stand die DGUV für ihre Mitglieder eben-
falls tätig ist. RI ermöglicht damit auf in-
ternationaler Ebene, dass Menschen mit 
Behinderungen, Vertreter von Staaten 
und Versicherungen, die die Rehabilita-
tion bezahlen, und Leistungserbringer – 
also diejenigen, die Maßnahmen zur Re-
habilitation anbieten, wie etwa Ärzte und 
Kliniken – sich über ihre Interessen und 
Aktivitäten austauschen. 

Herr Dr. Breuer – Sie selbst sind als Vize-
präsident Europa ebenfalls im Vorstand 
von RI.
Ja. Ähnlich unserem Engagement in der 
IVSS und ILO, bei denen eher die The-
men Prävention und Entschädigung im 

Herr Dr. Breuer, welche Bedeutung hat die 
Rehabilitation heute weltweit?
Rehabilitation wird als Teil der sozialen 
Sicherung in Europa – aber auch in an-
deren Ländern – immer wichtiger, um 
die Bevölkerung beschäftigungsfähig zu 

halten und ihre Lebensqualität im Alter 
zu gewährleisten. Die entsprechenden 
Investitionen lohnen sich für Betriebe, 
Versicherungen und alle Menschen. Das 
Thema Rehabilitation hängt zudem eng 
mit der Umsetzung der UN-Behinder-
tenrechtskonvention (BRK) zusammen. 
Denn der Wiedereingliederung kommt 
die Schlüsselfunktion zu, die Inklusion 
– gewissermaßen die Leitphilosophie der 
UN-BRK – und damit die gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Teilhabe von Men-
schen mit Behinderungen zu gewährleis-
ten. Schätzungen zufolge gibt es inzwi-
schen mehr als 650 Millionen Menschen 
mit Behinderungen – eine enorme Her-
ausforderung für alle Länder! Noch ha-
ben das nicht alle Regierungen erkannt, 
aber das Bewusstsein für die Bedeutung 
des Themas wächst schnell.

An der Erarbeitung der BRK war RI maß-
geblich beteiligt. Warum engagiert sich 
die gesetzliche Unfallversicherung bei RI?
Es ist richtig, dass RI in den letzten Jahren 
als wichtiger Partner der Vereinten Natio-
nen schwerpunktmäßig an der Gestaltung 

Rehabilitation International

Rehabilitation weltweit voranbringen

In einer alternden Gesellscha�  hat Rehabilitation 
die Schlüsselfunktion, Teilhabe zu ermög lichen. 
Das Bewusstsein dafür wächst in vielen Ländern 
und auch in den Gremien der EU. Um früh zeitig
politische Entwicklungen beeinflussen zu 
können, vernetzt sich die gesetzliche Unfallver-
si che rung daher weltweit mit Akteuren der 
beruflichen und sozialen Wiederein gliederung. 
Eine wichtige Rolle spielt dabei das Engagement 
bei Rehabilitation International (RI). DGUV Forum 
sprach darüber mit DGUV-Hauptgeschä� sführer 
und RI-Vizepräsident Dr. Joachim Breuer.

Dr. Joachim Breuer, DGUV-Haupt-
geschä� sführer und RI-Vizepräsident
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Vordergrund stehen, erschließt sich uns 
über RI weltweit das Thema Rehabilita-
tion. Damit ist der Zugang zu den Verein-
ten Nationen und zur WHO verbunden. 
Allerdings engagie-
ren sich auch unse-
re Mitglieder direkt 
bei RI. So gibt es 
beispielsweise ein 
Hospitationspro-
gramm, das ins-
besondere von der 
Berufsgenossen-
schaft Handel und 
Warendistribution und der Unfallkasse 
Nordrhein-Westfalen unterstützt wurde. 
Drei Mitarbeiterinnen helfen seit dem 
1. Oktober 2010 bis zum 30. September 
2011 im Sekretariat von RI in New York 
mit, um ihre Erfahrungen in der Rehabi-
litation, insbesondere im Reha-Manage-
ment, einzubringen.

Welche Strategie verfolgt RI jetzt, da die 
UN-BRK verabschiedet ist?
Nun geht es um die Umsetzung. Wir ha-
ben auf der Regionaltagung in Kopenha-

gen Ende vergangenen Jahres bewusst 
die Umsetzung der Konvention als The-
ma gesetzt, um den Dialog unter den Ak-
teuren in der Rehabilitation zu fördern, 

auch mit dem Ziel 
einer inklusiven 
Arbeitswelt in Eu-
ropa. 2010 haben 
wir außerdem die 
Dublin Declaration 
beschlossen, eine 
Sammlung von ak-
tuellen Positionen 
und Herausforde-

rungen, mit der wir den wachsenden In-
teressen an der Rehabilitation strategisch 
Rechnung tragen. Damit erhofft sich RI 
Europa neue Aufmerksamkeit sowie Part-
ner und Mitglieder, die alle ungeach-
tet verschiedener Interessen das gleiche 
Ziel verfolgen: die Rehabilitation als ei-
ne gesellschaftliche Aufgabe zu betrach-
ten! Innerhalb von RI hat das die Posi-
tion Europas gestärkt. Ab 2012 wird dann 
auch der Norweger Jan Monsbakken Prä-
sident von RI. Er löst die Neuseeländerin
Anne Hawker ab.

Rehabilitation International – ein weltweites Netzwerk
Die Vereinigung Rehabilitation International wurde 1922 mit dem Ziel gegründet,
die Teilhabe von Menschen mit Behinderungen und ihren Zugang zu Heilbe-
handlung und Rehabilitation zu sichern. Die Organisation mit Sitz in New York 
hat heute mehrere hundert Mitgliedsorganisationen in über 90 Ländern. Sie 
gehört damit zu den wichtigsten Plattformen für den Austausch und die Vernetzung 
aller Akteure in der Rehabilitation: der Betro� enen, der Leistungserbringer und 
der Kostenträger.

Kontaktdaten des RI-Büros Europa: 
Dr. Friedrich Mehrho� , Telefon: +49 30 288763804, 
friedrich.mehrho� @dguv.de, Mittelstraße 51, 10117 Berlin

„Rehabilitation International
ist mehr als eine reine 
Inte ressenorganisation von 
Menschen mit Behinderungen. 
Vielmehr ist es eine weltweite 
Plattform für alle Beteiligten 
in der Rehabilitation.“

Sie sprachen davon, dass das Bewusst-
sein für die Bedeutung der Rehabilitation 
weltweit wächst. Welche Chancen ergeben 
sich daraus?
Der erwartete Schub in Gremien der Euro-
päischen Union und in den Ländern Eu-
ropas kommt auch dem Stellenwert der 
Rehabilitation in Deutschland zugute. Um-
gekehrt bietet die Führungsrolle Deutsch-
lands und Europas bei RI allen deutschen 
Partnern in der Rehabilitation, also den 
Versicherungsträgern, Leistungserbrin-
gern und den Menschen mit Behinderun-
gen, eine große Chance, sich an diesem 
Fortschritt zu beteiligen. In Europa entste-
hen nach und nach Verbünde zwischen RI 
und Partnern, die sich der Rehabilitation 
widmen, wie etwa die europäischen Medi-
ziner in der Rehabilitation sowie den Be-
hindertenorganisationen in Europa (EDF) 
und den Sozialversicherungen und priva-
ten Versicherungen, die die Rehabilitation 
tragen. Wer sich hierfür interessiert, kann 
sich direkt mit dem europäischen RI-Büro 
in Berlin in Verbindung setzen. ●

DGUV Forum dankt für das Gespräch.
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Gefahrsto� verordnung (GefSto� V) 
vom 23. Dezember 2004
Mit dem Inkrafttreten der Verordnung zum 
Schutz vor Gefahrstoff en (GefStoff V) vom 
23. Dezember 2004 wurden die arbeitsme-
dizinischen Vorsorgeuntersuchungen bei 
Tätigkeiten mit Gefahrstoffen neu gere-
gelt. Im Zuge dieser Verordnung wurden 
Pfl icht- und Angebotsuntersuchungen ein-
geführt und deren Anlässe festgelegt. Das 
den meisten Unternehmern und Arbeits-
medizinern bekannte bisherige System zu 
arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersu-
chungen bei Tätigkeiten mit Gefahrstoff en 
der gewerblichen Berufsgenossenschaften 
und der Unfallversicherungsträger der öf-
fentlichen Hand verlor mit dem Inkrafttre-
ten der Gefahrstoff verordnung in weiten 
Teilen seine Gültigkeit. Viele Abschnitte 
der Unfallverhütungsvorschrift „Arbeits-
medizinische Vorsorge“ (BGV A4) kom-
men daher nicht mehr zur Anwendung, 
die häufi g genutzten und bewährten Aus-
wahlkriterien für die arbeitsmedizini-
sche Vorsorge (BGI 504) konnten ledig-
lich noch als Orientierungshilfe für die 
Gefährdungsbeurteilung herangezogen 
werden. Ausgenommen waren und sind 
allerdings die Berufsgenossenschaftli-
chen Grundsätze für spezielle arbeits-
medizinische Vorsorgeuntersuchungen, 
heute veröff entlicht in der 5. Aufl age als 
DGUV Grundsätze für arbeitsmedizinische 
Vorsorgeuntersuchungen. Diese stellen 
nach wie vor dem Stand der Arbeitsmedi-
zin entsprechende Empfehlungen zu den 

entsprechenden arbeitsmedizinischen 
Vorsorgeuntersuchungen dar. 

Die rechtliche Neu ordnung dieser fachlich 
und juristisch komplexen Thematik der 
arbeitsmedizinischen Vorsorge im Gefahr-
stoff bereich führte zu vielen off enen Fra-
gen der Rechtsanwender in den Betrieben. 

Verordnung zur arbeitsmedi zini-
schen Vorsorge (ArbMedVV) vom 
24. Dezember 2008 
An Weihnachten im Jahr 2008 kam es 
durch das Inkrafttreten der Verordnung zur 
arbeitsmedizinischen Vorsorge (Arb Med-
VV) abermals zu einer Neuordnung der 
Rechtsvorgaben zu arbeitsmedizinischen 
Vorsorgeuntersu-
chungen. Betrof-
fen hiervon waren 
auch und gerade 
die arbeitsmedizi-
nischen Vorsorge-
untersuchungen 
bei Tätigkeiten mit 
Gefahrstoffen. Ob-
wohl die neue Ver-
ordnung hinsichtlich der gefahrstoff bezo-
genen Untersuchungen keine gravierenden 
inhaltlichen Änderungen aufwies, gab es 
dennoch an vielen Stellen Anlass für Ver-
unsicherungen in Bezug auf die praktische 
Umsetzung der neuen Verordnung. 

So fehlen zum Beispiel Hinweise zu 
Aufbewahrungsfristen ärztlicher Un-

terlagen. Stattdessen besteht nach § 4 
Abs. 3 ArbMedVV ein Vernichtungsge-
bot für Vorsorgekarteien. Die Aufstel-
lung von Regeln durch den Ausschuss 
für Arbeitsmedizin beim Bundesminis-
terium für Arbeit und Soziales soll noch 
erfolgen. Auch fehlt es nach wie vor bei 
Exposition gegenüber krebserzeugen-
den oder erbgutverändernden Stoffen
an einer Umsetzung der EU-Richtlinie 
2004 / 37 / EG vom 29. April 2004 durch den 
deutschen Gesetzgeber.

Danach ist bei einer Exposition gegen-
über Karzinogenen und Mutagenen eine 
Gesundheitsakte anzulegen und mindes-
tens bis vierzig Jahre nach Ende der Ex-

position aufzube-
wahren, soweit bei 
einer entsprechen-
den Tätigkeit ein 
Risiko hinsicht-
lich der Sicherheit 
oder Gesundheit 
der Arbeitnehmer 
erkennbar ist (Art. 
3 Abs. 2, 14 Abs. 1

und 4, 15 Abs. 1 Richtlinie 2004 / 37 / EG). 
Eine entsprechende Norm ist für das deut-
sche Recht bislang nicht geschaff en wor-
den. Die Empfehlung kann nach Auff as-
sung der DGUV hier nur lauten, im Vorgriff  
auf eine verspätete Umsetzung des Gesetz-
gebers entsprechende Unterlagen bis vier-
zig Jahre nach Expositionsende aufzube-
wahren, da die ansonsten nach § 10 Abs. 3

Neues DGUV-Positionspapier

Arbeitsmedizinische Vorsorge bei 
Tätigkeiten mit krebserzeugenden oder 
erbgutverändernden Gefahrsto� en
Das Positionspapier der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung beschreibt, wie die 
Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) unter anderem bei Tätigkeiten mit 
krebserzeugenden oder erbgutverändernden Gefahrsto� en ausgelegt und praktisch umgesetzt 
werden kann. Es stellt damit eine wichtige Information für alle am betrieblichen Gesundheits-
schutz Interessierten dar und ersetzt das Positionspapier des damaligen Hauptverbandes der 
gewerblichen Berufsgenossenscha� en aus dem Jahr 2006.

„Nach wie vor fehlt eine 
Umsetzung der EU-Richtlinie 
2004 / 37 / EG bei Exposition 
gegenüber krebserzeugenden 
oder erbgutverändernden 
Sto� en durch den deutschen 
Gesetzgeber.“
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Musterberufsordnung für Ärztinnen und 
Ärzte geltende Aufbewahrungsfrist von 
10 Jahren nach Ende der Behandlung in 
Relation zu den Latenzzeiten für die Ent-
stehung beruflich bedingter Krebse im 
Zweifel unzureichend ist und bei späteren 
Berufskrankheitenverfahren Nachteile für 
die Versicherten mit sich bringen kann.

Weitere Konsequenzen der 
ArbMedVV für die Arbeit der 
Ärztinnen und Ärzte im Betrieb 
Für Arbeitsmedizinerinnen und -medi-
ziner und Unternehmer gleich bedeut-
sam und von praktischer Relevanz ist 
die Tatsache, dass die Ermächtigungen, 
die bislang aufgrund der Unfallverhü-
tungsvorschrift „Arbeitsmedizinische 
Vorsorge“ (BGV A4) erforderlich waren, 
weggefallen sind. Wer als Betriebsärz-
tin beziehungsweise Betriebsarzt vom 
Unternehmer beauftragt wird, arbeits-
medizinische Vorsorgeuntersuchungen 

aufgrund einer Exposition gegenüber Ge-
fahrstoff en durchzuführen, muss Fachärz-
tin oder Facharzt für Arbeitsmedizin oder 
Betriebsmediziner sein und über die erfor-
derlichen Fachkenntnisse verfügen. 

Neu ist weiterhin, dass der Arbeitgeber 
seine Pfl icht zur Organisation nachgehen-
der Untersuchungen für Beschäftigte, die 
gegenüber krebserzeugenden oder erbgut-
verändernden Gefahrstoff en der Kategorie 
1 oder 2 exponiert sind, unter bestimmten 
Voraussetzungen auf den Unfallversiche-
rungsträger übertragen kann. 

Einer der zentralen Punkte bei der arbeits-
medizinischen Vorsorge bei Tätigkeiten mit 
Gefahrstoff en im Rahmen der ArbMedVV 
aber ist die Frage nach Pfl icht- oder Ange-
botsuntersuchungen bei Exposition gegen-
über krebserzeugenden oder erbgutverän-
dernden Stoffen oder Zubereitungen der 
Kategorie 1 oder 2. Hier hat die ArbMedVV 

überwiegend für eine klare und transpa-
rente Abgrenzung der Untersuchungsar-
ten gesorgt. Die Frage, ob eine Pfl ichtun-
tersuchung durchzuführen ist oder ob der 
Arbeitgeber lediglich eine Untersuchung 
anbieten muss, wird teilweise mit exakten 
Expositionsgrenzen geregelt. Nach § 5 in 
Verbindung mit Anhang Teil 1 (1) werden 
Pflichtuntersuchungen gefordert, wenn 
Tätigkeiten mit Exposition gegenüber 
den dort genannten Gefahrstoff en vorlie-
gen und der Arbeitsplatzgrenzwert (AGW) 
nicht eingehalten wird. In Teil 1 Abs. 1 des 
Anhangs zur ArbMedVV wurde damit als 
Unterscheidungskriterium die Einhaltung 
eines Arbeitsplatzgrenzwertes im Sinne 
der Gefahrstoff verordnung gewählt. Diese 
Verweisung erscheint vor dem Hintergrund 
der bislang überwiegend fehlenden AGW 
für die dort aufgeführten Stoff e problema-
tisch. Nach dem Wortlaut der ArbMedVV 
ist die Überschreitung eines AGW zwingen-
de Voraussetzung für die Rechtsfolge einer 
Pfl ichtuntersuchung. 

Off en ist daher, ob bis zur Festlegung von 
AGW bei diesen Noxen Pfl icht- oder An-
gebotsuntersuchungen durchzuführen 
beziehungsweise anzubieten sind. Zwar 
besteht das Problem nur begrenzt, da 
ein großer Teil der in Teil 1 Abs. 1 des An-
hangs aufgeführten Stoff e hautresorptiv 
ist und in diesen Fällen auch ohne AGW 
eine Pfl ichtuntersuchung durchzuführen 
ist. Angesichts der Verordnungsbegrün-
dung zur ArbMedVV, die Pfl ichtuntersu-
chungen nur bei besonders hohem Ge-
fährdungspotential für die Beschäftigten 
als gerechtfertigt, aber auch erforderlich 
ansieht, erscheint es aber für die nicht 
hautresorptiven Stoffe nicht vertretbar,  
bei vorhandener Exposition so lange le-
diglich Untersuchungen anzubieten, bis 
in aus heutiger Sicht unbestimmbarer Zeit 
AGW normiert worden sind, die als Krite-
rium für eine Abgrenzung von Pfl icht- und 
Angebotsuntersuchungen dienen können. 
Anderenfalls würde die Verordnung be-
züglich der Pfl ichtuntersuchungen in Teil 
1 Abs. 1 des Anhangs von Anfang an und 
bis auf Weiteres teilweise unanwendbar 
sein und somit leerlaufen. Dieses Ergeb-
nis würde dem gesetzgeberischen Ziel der 
ArbMedVV widersprechen, Beschäftigte 
vor Gesundheitsgefahren und Schädigun-
gen durch gefährliche Arbeitsstoff e und ▸
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Positionspapier der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung 
(DGUV) zur arbeitsmedizinischen Vorsorge bei Tätigkeiten 
mit krebserzeugenden oder erbgutverändernden Gefahrsto� en 

Die Verordnung zur arbeitsmedizini-
schen Vorsorge (ArbMedVV) regelt um-
fassend und abschließend die arbeits-
medizinische Vorsorge in Deutschland. 
Die DGUV bezieht in diesem Papier zu 
Kernpunkten der Verordnung und deren 
praktischer Umsetzung in den Betrieben 
Position.

Untersuchungsanlässe
In der ArbMedVV sind Anlässe für 
Pflicht-, Angebots- und Wunschunter-
suchungen genannt. 

Laut Verordnung sind Pflichtuntersu-
chungen zu veranlassen, wenn bei Tä-
tigkeiten mit den im Anhang Teil 1 Abs. 1
des Anhangs zur ArbMedVV genannten 
Gefahrstoff en der Arbeitsplatzgrenzwert 
(AGW) nicht eingehalten wird oder, so-
weit sie hautresorptiv sind, eine Gesund-
heitsgefährdung durch direkten Haut-
kontakt besteht.

Aus wissenschaftlichen Gründen lassen 
sich für krebserzeugende oder erbgut-
verändernde Stoff e und Zubereitungen 
keine AGW ableiten.

Für Stoff e aus der Liste im Anhang Teil 
1 Abs. 1 des Anhangs, für die es keinen 
AGW gibt, ist nach fachlicher Auffas-
sung der DGUV bei Tätigkeiten mit Ex-
position so zu verfahren, als ob der AGW 
nicht eingehalten ist, das heisst es sind 
arbeitsmedizinische Vorsorgeuntersu-
chungen zu veranlassen. Andernfalls 
würde ein bedeutsamer Teil der Ver-
ordnung ins Leere laufen. Denn gerade 
solche Untersuchungsanlässe, die ein 
hohes Gefährdungspotential beinhal-
ten, beispielsweise Tätigkeiten mit Ex-
position gegenüber krebserzeugenden 
oder erbgutverändernden Stoffen und 
Zubereitungen der Kategorie 1 oder 2 im 
Sinne der Gefahrstoffverordnung, sol-
len zu Pflichtuntersuchungen führen. 
Bei Tätigkeiten mit Exposition gegen-
über krebserzeugenden oder erbgutver-
ändernden Stoff en oder Zubereitungen 

der Kategorie 1 oder 2 sind immer, wenn 
die Stoff e nicht im Anhang Teil 1 Abs. 1 
des Anhangs gelistet sind, Vorsorgeun-
tersuchungen anzubieten.

Kriterien zur Auswahl des zu 
untersuchenden Personenkollektivs
Um den Unternehmen eine Hilfestellung 
zu geben, wie sie den Anforderungen 
der ArbMedVV entsprechen können, 
wurden die „Handlungsanleitungen 
für die arbeitsmedizinische Vorsorge“ 
(BGI / GUV-I 504) erarbeitet. Sie enthal-
ten Hinweise für die Gefährdungsbe-
urteilung und die Auswahl des Perso-
nenkreises für die arbeitsmedizinische 
Vorsorge und treten an die Stelle der bis-
herigen Auswahlkriterien. Insbesondere 
werden dort auch bei krebserzeugenden 
Gefahrstoff en die Tätigkeiten aufgelistet, 
bei denen aus fachlicher Ansicht der 
DGUV Pfl ichtuntersuchungen zwingend 
erforderlich und daher geboten sind.

Die BGI / GUV-I 504 stehen zum Down-
load unter www.dguv.de / publikationen 
zur Verfügung.

Untersuchungsumfang bei Pflicht- 
und Angebotsuntersuchungen
Für die Festlegung der Zeitabstände der 
regelmäßigen Untersuchungen können 
die in den DGUV Grundsätzen empfoh-
lenen Fristen herangezogen werden. 
Die DGUV Grundsätze für arbeitsme-
dizinische Vorsorgeuntersuchungen 
stellen eine Empfehlung für Betriebs-
ärzte dar und bilden keine autonome 
Rechtsnorm. Orientiert man sich in sei-
nem ärztlichen Handeln nach diesen 
Grundsätzen, kann davon ausgegan-
gen werden, dass die allgemein aner-
kannten arbeitsmedizinischen Regeln 
angewendet wurden. Gleichwohl kann 
von diesen Empfehlungen abgewichen 
werden, wenn eine arbeitsmedizini-
sche Beurteilung im Sinne des § 6 Abs. 3
der ArbMedVV auch auf andere Weise 
erstellt werden kann. Es verbleibt in der 
Entscheidung des Arztes, ob bei ver-

änderten beziehungsweise reduzierten 
Untersuchungsumfängen eine arbeits-
medizinische Beurteilung nach den gel-
tenden Kriterien noch möglich ist.

Die Betriebsärztin oder der Betriebs-
arzt berät im Rahmen seiner fachlichen 
Kompetenz den Beschäftigten in Bezug 
auf einen der tatsächlichen Gefährdung 
angepassten Untersuchungsumfang. Die 
Ergebnisse der Gefährdungsbeurteilung 
und Kenntnisse des Arbeitsplatzes sind 
hierfür heranzuziehen. 

Ärztliche Bescheinigung
Die arbeitsmedizinischen Vorsorgeun-
tersuchungen nach den DGUV Grund-
sätzen stellen den Stand der arbeits-
medizinischen Erkenntnisse dar, die 
die Erstellung von Befunden und deren 
Beurteilung nach einheitlichen hohen 
Standards zulassen. Der Arzt beurteilt, 
ob keine gesundheitlichen Bedenken 
hinsichtlich der Ausübung bestimmter 
Tätigkeiten bestehen und zieht für die-
ses ärztliche Gutachten Mittel heran, die 
er für diese Aussage benötigt.

Im Falle einer durchgeführten Pflicht-
untersuchung ist dem Arbeitgeber eine 
Kopie der Bescheinigung des Untersu-
chungsergebnisses auszuhändigen. Im 
Falle einer Angebotsuntersuchung darf 
das Untersuchungsergebnis durch den 
Betriebsarzt nicht an den Arbeitgeber 
weitergeleitet werden, es sei denn der 
Proband willigt ausdrücklich in die Wei-
tergabe ein. 

Ergeben sich aus der betriebsärztli-
chen Tätigkeit jedoch Hinweise, die 
eine Aktualisierung der Gefährdungs-
beurteilung zur Verbesserung des Ar-
beitsschutzes notwendig machen, hat 
der Betriebsarzt dies dem Arbeitgeber 
mitzuteilen. Dies muss unter Wahrung 
schutzwürdiger Belange des Untersuch-
ten geschehen, ohne dass das Unter-
suchungsergebnis an den Arbeitgeber 
weitergegeben wird. 
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Zubereitungen zu schützen, da gerade die 
Exposition gegenüber krebserzeugenden 
Stoff en der Kategorie 1 oder 2 eine beson-
dere Gesundheitsgefährdung darstellt. 
Für derartige Expositionen künftig nur 
noch arbeitsmedizinische Vorsorgeun-
tersuchungen anbieten zu müssen, wür-
de eine sachlich nicht zu rechtfertigende 
Absenkung des Schutzniveaus bedeuten. 
Diese in der ArbMedVV angelegte Unge-
reimtheit wird noch deutlicher, wenn man 
bedenkt, dass die ArbMedVV auf der an-
deren Seite bei einer Lärmexposition über 
85 dB(A) Pfl ichtuntersuchungen normiert.

Bis zur Festsetzung der AGW gebieten es 
nach fachlicher Auffassung der DGUV 
damit die Logik und insbesondere auch 
der Stand der arbeitsmedizinischen Er-
kenntnisse, dass Pfl ichtuntersuchungen 
bei den in Teil 1 Abs. 1 des Anhangs zur 
ArbMedVV genannten nicht hautresorp-
tiven Stoff en bereits bei Überschreiten der 
– soweit beziff erbar – ubiquitären Belas-
tung durchzuführen sind und im Ergeb-
nis so zu verfahren ist, als ob der AGW 
nicht eingehalten wird. Dass eine solche 
Notlösung aufgrund der damit verbunde-
nen Konsequenzen für Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber nur vorübergehend tragfähig 
ist, bedarf keiner näheren Erläuterung. 
Aus diesem Grund wirken die Vertreter 
der gesetzlichen Unfallversicherung im 
Ausschuss für Arbeitsmedizin konsequent 
darauf hin, dass durch eine klarstellende 
Änderung der ArbMedVV die Untersu-
chungsanlässe für Pflichtuntersuchun-
gen für die im Anhang der Verordnung 
namentlich genannten Stoffe präzisiert 
werden. Ziel ist eine Lösung, die praxis-
nah und eindeutig die Arbeitsmedizin im 
Betrieb unterstützt. 

Wie unterstützt die DGUV die 
Verantwortlichen bei der Umsetzung 
der ArbMedVV?
Für Unternehmer, Betriebsärztinnen und 
Betriebsärzte hat die DGUV in Nachfolge 
zu den ehemaligen „Auswahlkriterien“ 
sogenannte „Handlungsanleitungen für 

die arbeitsmedizinische Vorsorge“ zu na-die arbeitsmedizinische Vorsorge“ zu na-
hezu allen Berufsgenossenschaftlichen hezu allen Berufsgenossenschaftlichen 
Grundsätzen entwickelt und unter der Grundsätzen entwickelt und unter der 
Bezeichnung BGI 504 veröff entlicht. In Bezeichnung BGI 504 veröff entlicht. In 
diesen Handlungsanleitungen werden diesen Handlungsanleitungen werden 
Expositionsbedingungen beschrieben, Expositionsbedingungen beschrieben, 
aufgrund derer Pflichtuntersuchungen aufgrund derer Pflichtuntersuchungen 
aus fachlicher Sicht erforderlich wer-aus fachlicher Sicht erforderlich wer-
den. Weiterhin sind Expositionsbedin-den. Weiterhin sind Expositionsbedin-
gungen beschrieben, die zu Angebots-gungen beschrieben, die zu Angebots-
untersuchungen führen oder bei denen untersuchungen führen oder bei denen 
keine arbeitsmedizinischen Vorsorge-keine arbeitsmedizinischen Vorsorge-
untersuchungen notwendig sind. Das untersuchungen notwendig sind. Das 
Prinzip dieser Handlungsanleitungen Prinzip dieser Handlungsanleitungen 
kann Grundlage für eine Präzisierung kann Grundlage für eine Präzisierung 
der Untersuchungsanlässe durch den der Untersuchungsanlässe durch den 
AfAMed sein. Die Nutzung der In-AfAMed sein. Die Nutzung der In-
halte der Bekanntmachung 910 des halte der Bekanntmachung 910 des 
Ausschusses für Gefahrstoff e (AGS) Ausschusses für Gefahrstoff e (AGS) 
„Risikowerte und Exposition-Risiko-„Risikowerte und Exposition-Risiko-
Beziehungen für Tätigkeiten mit krebser-
zeugenden Gefahrstoff en“ wäre aus Sicht 
der DGUV ein weiterer gangbarer Weg zur 
Darstellung der Untersuchungsanlässe.

Auch die DGUV Grundsätze für arbeits-
medizinische Vorsorgeuntersuchun-
gen (bisher: Berufsgenossenschaftliche 
Grundsätze für spezielle arbeitsmedizi-
nische Vorsorgeuntersuchungen) werden 
ständig weiterentwickelt, um auch in Zu-
kunft den Betriebsmedizinern weiterhin 
verlässliche Empfehlungen zum Untersu-
chungsinstrumentarium, die dem Stand 
der Arbeitsmedizin entsprechen, an die 
Hand zu geben.

Die DGUV entwickelt und veröff entlicht 
weiterhin Leitfäden für Betriebsärztin-
nen und Betriebsärzte sowie andere Bera-
tungsprodukte, die den in den Betrieben 
tätigen Ärztinnen und Ärzten helfen, die 
Sicherheit und den Gesundheitsschutz 
voranzubringen.

Die DGUV ist mit Fachleuten im staatli-
chen Ausschuss für Arbeitsmedizin und 
seinen Arbeitskreisen vertreten und wird 
die Entwicklung von Regeln oder Emp-
fehlungen unterstützen sowie dazu bei-

tragen, off ene Fragen bei der Anwendung 
beziehungsweise der Umsetzung der Ver-
ordnungsinhalte zu klären. ●

Autoren
Ass. jur. Michael Behrens,
Stv. Bezirksdirektor der Bezirksdirektion 
Köln, Berufsgenossenscha�  Rohsto� e 
und chemische Industrie (BG RCI)
E-Mail:michael.behrens@bgrci.de

Dr. med. Matthias Kluckert,
Leiter Fachbereich Arbeitsmedizin 
Prävention, Berufsgenossenscha�  Roh-
sto� e und chemische Industrie (BG RCI)
E-Mail: matthias.kluckert@bgrci.de 

Dr. med. Ulrich Pällmann,
Leiter des Referates „Arbeitsmedizinische 
Vorsorge“, Abteilung Sicherheit und 
Gesundheit der DGUV
E-Mail: ulrich.paellmann@dguv.de

Dr. med. Harald Wellhäußer, 
Stv. Leiter des Geschä� sbereichs 
Prävention, Berufsgenossenscha�  Roh-
sto� e und chemische Industrie (BG RCI)
E-Mail: harald.wellhaeusser@bgrci.de

„Einer der zentralen Punkte bei der arbeits-medizinischen Vorsorge bei Tätigkeiten mit Gefahrsto� en ist die Frage nach Pflicht- oder Ange-botsuntersuchungen bei Exposition gegenüber krebserzeugenden oder erbgutverändernden Sto� en.“
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ie neue Verordnung zur arbeits-
medizinischen Vorsorge (Arb 
MedVV) hat die bis dahin in 

verschiedenen Verordnungen zum Ar-
beitsschutzgesetz und im Unfallverhü-
tungsrecht geregelten Vorschriften zu 
arbeitsmedizinischen Vorsorgeuntersu-
chungen zusammengefasst. Wunschun-
tersuchungen wurden in den Kanon der 
Vorsorgeuntersuchungen integriert.

Wichtige Grundsätze der ArbMedVV sind: 
Arbeitsmedizinische Vorsorge darf techni-
sche und organisatorische Arbeitsschutz-
maßnahmen nicht ersetzen, kann sie aber 
wirksam ergänzen. Arbeitsmedizinische 
Vorsorgeuntersuchungen dürfen nicht oh-
ne vorherige Kenntnis der Arbeitsplatzver-
hältnisse durchgeführt werden; Erkennt-
nisse aus den Vorsorgeuntersuchungen 
müssen für Verbesserungen beim betrieb-
lichen Arbeitsschutz genutzt werden. Hier 
sind Arbeitgeber und Ärzte in der Pfl icht. 
Außerdem sollen Vorsorgeuntersuchun-
gen nicht zusammen mit Eignungsunter-
suchungen durchgeführt werden. Diese 
Trennung sichert Persönlichkeits- und 
Datenschutzrechte der Beschäftigten und 
ist Grundlage für das bei der Vorsorge not-
wendige Vertrauen zum Arzt.

Pflicht-, Angebots- und 
Wunschuntersuchungen
Die ArbMedVV unterscheidet Pfl ichtun-
tersuchungen, Angebotsuntersuchungen 
und Wunschuntersuchungen. Pfl ichtun-
tersuchungen muss der Arbeitgeber bei 
bestimmten besonders gefährdenden Tä-
tigkeiten veranlassen; Angebotsuntersu-
chungen muss er bei bestimmten gefähr-
denden Tätigkeiten anbieten. Im Anhang 

der ArbMedVV sind die entsprechenden 
Tätigkeiten abschließend genannt. Dane-
ben hat jeder Beschäftigte nach § 11 Arb 
SchG ein Recht auf eine arbeitsmedizini-
sche Wunschuntersuchung. § 11 ArbSchG 
fungiert als Auff angtatbestand.

Bei Vorsorgeuntersuchungen werden 
dem Arzt persönliche Angelegenheiten 
anvertraut und Daten preisgegeben. Be-
sonders sensibel sind Pflichtuntersu-
chungen. Denn sie sind Tätigkeitsvoraus-
setzung und der Arbeitgeber wird über 
das Untersuchungsergebnis informiert. 
Pfl ichtuntersuchungen greifen massiv in 
Verfassungsrechte der Beschäftigten ein. 
Betroff en sind das allgemeine Persönlich-
keitsrecht in Form des informationellen 
Selbstbestimmungsrechts und das Recht 
auf Berufsausübung. Bei Pfl ichtuntersu-
chungen werden regelmäßig auch körper-

liche und klinische Untersuchungen vor-
genommen. Berührt sind dann zusätzlich 
das Recht auf körperliche Unversehrtheit 
und das Recht auf Nichtwissen.

Grundrechtseingriff e bedürfen einer de-
mokratisch legitimierten gesetzlichen 
Grundlage, die hinreichend bestimmt 
und verhältnismäßig sein muss. Folglich 
müssen Pflichtuntersuchungen in der 
Verordnung selbst geregelt sein. Sie kön-
nen nicht allein aus der Gefährdungsbe-
urteilung abgeleitet werden. Auch sind 
Informationsschriften (zum Beispiel 
BGI / GUV-I 504) und Empfehlungen der 
Unfallversicherungsträger, wie zum Bei-
spiel die sogenannten G-Grundsätze, 
keine ausreichende Rechtsgrundlage für 
Pflichtuntersuchungen. G-Grundsätze 
sind rechtlich unverbindliche Empfehlun-
gen an den untersuchenden Arzt.

Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge 

Neue Herausforderungen für die 
arbeitsmedizinische Vorsorge
Ende 2008 ist die Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) in Kra�  getreten. 
Sie scha�   die rechtlichen Rahmenbedingungen für eine zukun� sweisende arbeitsmedizinische 
Vorsorge.
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Ausschuss für Arbeitsmedizin 
beim BMAS
Der Ausschuss für Arbeitsmedizin (AfA 
Med) wurde eingerichtet, um die arbeits-
medizinische Vorsorge und die sonstigen 
arbeitsmedizinischen Präventionsmaß-
nahmen entlang der Bedürfnisse unse-
rer Arbeitswelt konkret auszugestalten. 
Der Ausschuss ist mit hochrangigen Ver-
tretern der Sozialpartner, der Länder, der 
Unfallversicherung und der Wissenschaft 
besetzt. Er erarbeitet Regeln und Empfeh-
lungen, die sich mit klassischen und neu-
en Gesundheitsfragen in der Arbeitswelt 
beschäftigen. Die Liste der Tätigkeiten, die 
Pflicht- und Ange-
botsuntersuchun-
gen auslösen, muss 
auf Aktualität über-
prüft werden. Hier 
berät der AfAMed 
das BMAS zum Än-
derungsbedarf der 
Verordnung. Des Weiteren erarbeitet der 
AfAMed Regeln zur Konkretisierung der 
schlank gehaltenen Verordnung. Regeln 
staatlicher Ausschüsse, die das BMAS ver-
öffentlicht, haben Vermutungswirkung. 
Hält der Arbeitgeber die staatlichen Regeln 
ein, muss er keine Beanstandungen durch 
die Aufsichtsbehörden befürchten. 

Aktuelles Thema im AfAMed: Arbeits-
medizinische Vorsorge bei Tätigkeiten
mit krebserzeugenden Sto� en
In Deutschland sind traditionell Pfl ichtun-
tersuchungen vorgeschrieben, wenn bei 
Tätigkeiten mit bestimmten Gefahrstoff en 
oder sonstigen Expositionen Grenzwerte 
überschritten werden; Hautresorption ist 
ein weiteres Merkmal, das Pfl ichtuntersu-
chungen auslöst. Die ArbMedVV enthält 
eine Liste von Gefahrstoffen, die der da-
maligen Gefahrstoff verordnung entnom-
men wurde. In der Liste sind auch einige 
krebserzeugende Stoff e enthalten. Da für 
krebserzeugende Stoffe keine Arbeits-
platzgrenzwerte aufgestellt wurden, läuft 
der Tatbestand der Pflichtuntersuchung 
für nicht hautresorptive krebserzeugende 
Stoff e derzeit ins Leere. Dies bedeutet aber 
nicht, dass arbeitsmedizinische Vorsorge 
in diesen Fällen nicht stattfi nden müsste. 
Denn bei allen (nicht nur den in der Liste

genannten) Tätigkeiten mit krebserzeu-
genden Stoffen der Kategorie 1 oder 2 
muss der Arbeitgeber Angebotsuntersu-
chungen anbieten. Das Unterbreiten des 
Angebots ist für den Arbeitgeber verpfl ich-
tend. Zuwiderhandlungen sind bußgeld- 
beziehungsweise strafbewehrt. 

Tätigkeiten mit krebserzeugenden Stoff en 
sind zweifellos besonders gefährdende Tä-
tigkeiten. Deshalb müssen alle erforderli-
chen Maßnahmen zur Risikominimierung 
getroff en werden. Dem dient das vom Aus-
schuss für Gefahrstoff e entwickelte Risiko-
akzeptanzkonzept, das derzeit allerdings 

erst erprobt wird. 
P f l i c h t u n t e r s u-
chungen können 
daher nicht darauf 
gestützt werden. 
Derzeit  wird im 
AfAMed die Einfüh-
rung einer individu-

ellen arbeitsmedizinischen Pfl ichtberatung 
diskutiert. Der Vorschlag berücksichtigt, 
dass Krebserkrankungen oft erst nach län-
geren Latenzzeiten durch körperliche und 
klinische Untersuchungen diagnostizier-
bar sind. Andererseits ist eine frühzeitige 
Aufklärung und Beratung über individu-
elle Risiken aus ärztlicher Sicht dringend 
geboten. Wenn ein Biomonitoring möglich 
ist, so soll es im Rahmen der Pfl ichtbera-
tung angeboten werden. Die Mehrheit im 
AfAMed begrüßt das Modell grundsätzlich, 
sieht aber noch rechtlichen und tatsächli-
chen Klärungsbedarf. 

Neue Herausforderungen an 
die Arbeitsmedizin
Die moderne Arbeitswelt und die demo-
grafi sche Entwicklung in den Betrieben 
stellen die Arbeitsmedizin vor neue He-
rausforderungen. Neue Technologien, 
neue Arbeitsformen und Arbeitsverdich-
tung bringen neue Wechselbeziehungen 
zwischen Arbeit und Gesundheit mit sich. 
Sie äußern sich zum Beispiel in Muskel-
Skelett-Erkrankungen und psychischen 
Erkrankungen, auch wenn diese nicht 
immer nur berufsbedingt sind. Arbeits-
medizinisches Wissen muss frühzeitig in 
die Gefährdungsbeurteilung und in die 
kollektive Unterweisung der Beschäftig-

ten eingebracht werden. Auch die arbeits-
medizinische Vorsorge muss sich den Ver-
änderungen stellen. Das Instrument der 
Wunschuntersuchung schaff t dafür einen 
flexiblen Rahmen. Regeln und Empfeh-
lungen des AfAMed werden das Gesund-
heitsbewusstsein in den Betrieben stär-
ken. Aktuell stehen Empfehlungen zum 
Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit und 
zum Thema Psychische Gesundheit auf 
der Agenda des AfAMed. 

Individuelle Gesundheits-Checks 
im Betrieb
Die ArbMedVV stellt klar: Auch allgemei-
ne Gesundheitsvorsorge ist in den Betrie-
ben möglich, zum Beispiel in Form all-
gemeiner Gesundheits-Checks. Längere 
Lebensarbeitszeiten sind nicht nur für die 
Betriebe, sondern für jeden Einzelnen eine 
besondere Herausforderung. Jeder Mensch 
ist mit individuellen gesundheitlichen Ver-
anlagungen und Ressourcen ausgestattet 
und hat Gewohnheiten, die sich auf die 
Gesundheit auswirken können. Die indi-
viduelle Aufklärung und Beratung zu Ge-
sundheitsfragen kann einen Beitrag zum 
Erhalt der Beschäftigungsfähigkeit leisten. 
Beachtet werden muss, dass die zusätzli-
che Gesundheitsvorsorge für alle Betei-
ligten freiwillig ist und dass die ärztliche 
Schweigepfl icht uneingeschränkt gilt. ●
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„Arbeitsmedizinische Vorsorge 
darf technische und organisa-
torische Arbeitsschutzmaß-
nahmen nicht ersetzen, kann 
sie aber wirksam ergänzen.“

DGUV Forum 5/11 · 21

Arbeitsmedizinische Vorsorge



Zielbeschreibung
Das Arbeitsschutzgesetz (ArbSchG) 
und die auf seiner Grundlage erlasse-
nen Rechtsverordnungen setzen EU-Ar-
beitsschutzrichtlinien nach Artikel 137 
EG-Vertrag inhaltsgleich in nationales 
Recht um. Es handelt sich um schutz-
zielorientierte Grundvorschriften. Der 
Detaillierungsgrad ist gegenüber frühe-
ren Vorschriften deutlich zurückgeführt 
worden. Auch die Unfallverhütungsvor-
schriften der Unfallversicherungsträger 
(UVT) wurden schutzzielorientiert entwi-
ckelt. Ihre Bestimmungen werden durch 
UVT-Regeln konkretisiert und erläutert. 
Teilweise existieren noch Durchfüh-
rungsanweisungen zu Unfallverhütungs-
vorschriften. Vor diesem Hintergrund be-

nötigen die betriebliche Praxis und die 
Aufsichtsdienste der Länder und Unfall-
versicherungsträger verstärkt Hilfestel-
lung unterhalb der Ebene von Rechtsvor-
schriften einerseits 
zur Anwendung sol-
c h e r  Vo r s c h r i f te n 
und andererseits zur 
Wahrnehmung ihrer 
Beratungs- und Über-
wachungsaufgabe. 

Erforderlich ist ein 
ineinandergreifendes 
System von staatlichen Arbeitsschutzvor-
schriften, Unfallverhütungsvorschriften 
und von nicht verbindlichen Regeln – 
kurz ein kohärentes Vorschriften- und 

Regelwerk im Arbeitsschutz. Die Her-
stellung eines derartigen Vorschriften- 
und Regelwerks aus einem Guss ist als 
Kernbestandteil der Gemeinsamen Deut-

schen Arbeitsschutz-
strategie (GDA) mit 
dem Unfallversiche-
r u ngs m o d e r n i s i e -
rungsgesetz (UVMG) 
als dauerhafte rechtli-
che Verpfl ichtung für 
die GDA-Träger festge-
schrieben worden. In 
diesem Zusammen-

hang wurden inzwischen neben den ge-
setzlichen Festlegungen auch diesbezüg-
liche Leitlinien unter den Beteiligten im 
Arbeitsschutz abgestimmt. 

Kohärentes Vorschri� en- und Regelwerk

Aus einem Guss
Ziel der Gemeinsamen Deutschen Arbeitsschutzstrategie ist 
nicht zuletzt auch ein transparentes, überschaubares und 
damit anwenderfreundliches Vorschri� en- und Regelwerk im 
Arbeitsschutz. Zentrale Zielsetzung ist die Vermeidung von 
Doppelregelungen zu gleichen Sachverhalten. 

„Bei der Erstellung einer 
staatlichen Regel bezieht 
der staatliche Ausschuss 
den Sachverstand auch 
der Fachbereiche und 
Sachgebiete der Unfallver-
sicherungsträger mit ein.“
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Eckpunkte
Bereits im Thesenpapier „Grundsätze zur 
Neuordnung des Arbeitsschutzrechts“ 
(BArbBl. 10 / 1999, S. 46) und im „Leitli-
nienpapier zur künftigen Gestaltung des 
Vorschriften- und Regelwerks im Arbeits-
schutz“ (BArbBl. 6 / 2003, S. 48) haben 
sich alle Beteiligten im Arbeitsschutz, das 
Bundesministerium für Arbeit und Sozia-
les (BMAS), die Länder, die Sozialpartner, 
die Unfallversicherungsträger und führen-
de Wirtschaftsverbände, darauf verstän-
digt, dass EU-Richtlinien im Arbeitsschutz 
grundsätzlich durch staatliches Recht um-
gesetzt werden. Darüber hinaus besteht 
Übereinstimmung darin, dass staatliche 
Vorschriften sowie das Regelwerk staat-
licher Ausschüsse nach § 18 Abs. 2 Nr. 5

ArbSchG vorrangige Instrumente des 
Arbeitsschutzhandelns sind. 

Auch hinsichtlich der Unfallverhütungs-
vorschriften wird der Vorrang staatlichen 
Rechts anerkannt, denn die Unfallverhü-
tungsvorschrift „Grundsätze der Präven-
tion“ stellt durch die Inbezugnahme staat-
lichen Rechts in § 2 Abs. 2 sicher, dass sich 
die Präventionsarbeit der Unfallversiche-
rungsträger auch auf staatliche Arbeits-
schutzvorschriften stützen kann. Das hier-
durch entwickelte Modell (BGV A1-Modell) 
der Bezugnahme auf staatliches Arbeits-
schutzrecht entfaltet Vorbildfunktion für 
die Bedarfsprüfung, Aktualisierung und 
Überarbeitung des gesamten Vorschrif-
tenwerks der Unfallversicherungsträger. 

Die Kriterien zur Bedarfsprüfung sind 
durch das UVMG nunmehr im neuen 
§ 15 SGB VII aufgeführt und in der Arbeits-
skizze zum Leitlinienpapier „Neuordnung 
des Vorschriften- und Regelwerkes im Ar-
beitsschutz“ (Entwurf 3 / 2011) präzisiert. 
Die Arbeitsskizze soll weiterentwickelt 
und unter den Beteiligten abgestimmt 
werden und letztlich das Leitlinienpapier 
von 2003 ersetzen. 

Unfallverhütungsvorschri� en 
§ 15 SGB VII hält den Rechtsetzungsauf-
trag der Unfallversicherungsträger zwar 
noch aufrecht, knüpft ihn aber an restrik-
tive Voraussetzungen. Als Genehmigungs-
voraussetzungen sind zu beachten: 

1.  Das Regelungsinstrument „Unfallver-
hütungsvorschrift“ muss zur Präven-
tion geeignet sein (§ 15 Abs. 1). Kann die 
vorgesehene UVV den Zweck erreichen?

2.  Das Regelungsinstrument „Unfallver-
hütungsvorschrift“ muss zur Präven-
tion erforderlich sein (§ 15 Abs. 1). Kann 
der beabsichtigte Zweck nicht durch ein 
ebenso wirksames, aber in seinen Eff ek-
ten milderes Mittel erreicht werden? 

3. Es fehlen staatliche Arbeitsschutzvor-
schriften, die über den Anwendungsbereich 
einer in Aussicht genommenen Unfallver-
hütungsvorschrift bereits eine Regelung 
treff en (§ 15 Abs. 1). Überlässt zum Beispiel 
das staatliche Recht den Unfallversiche-
rungsträgern die Konkretisierung? 

Ferner sind die bisher im Genehmigungs-
verfahren im Einzelnen nicht festgeleg-
ten Genehmigungsvoraussetzungen für 
Unfallverhütungsvorschriften als solche 
nunmehr ebenfalls im § 15 SGB VII fest-
gelegt. Danach haben die Unfallversiche-
rungsträger im Genehmigungsantrag ins-
besondere anzugeben, dass 

1.  eine Regelung der in den Vorschriften 
vorgesehenen Maßnahmen in staatli-
chen Arbeitsschutzvorschriften nicht 
zweckmäßig ist, 

2.  das mit den Vorschriften angestrebte 
Präventionsziel ausnahmsweise nicht 
durch Regeln erreicht wird, die von 
einem gemäß § 18 Abs. 2 Nr. 5 des 
ArbSchG eingerichteten Ausschuss er-
mittelt werden,

3.  die oben genannten Voraussetzungen 
in einem formalisierten Verfahren vom 
Unfallversicherungsträger unter Mitwir-
kung der DGUV nachvollziehbar darge-
legt und mit Bund und Ländern abge-
stimmt wurden (Bedarfsprüfung).

Die Genehmigungsvoraussetzungen ver-
deutlichen, dass es in Bereichen, für die 
es staatliche Ausschüsse gibt, für Un-
fallverhütungsvorschriften grundsätz-
lich keinen Raum mehr gibt. Für eine 
Unfallverhütungsvorschrift kann aller-
dings sprechen, dass eine bestimmte, 
eng begrenzte branchenspezifische Ge-
fährdungslage besteht, die für eine Fest-
legung von Schutzmaßnahmen im staat-
lichen Vorschriften- und Regelwerk zu 
speziell wäre. 

Bestehende Unfallverhütungsvorschrif-
ten, die den neuen Genehmigungsvoraus-
setzungen des SGB VII nicht entsprechen, 
sollten zeitnah überprüft werden, ob sie an-
zupassen oder außer Kraft zu setzen sind. 

Konzept Regeln
Technische Regeln sind Regeln, die von in 
Rechtsverordnungen vorgesehenen Aus-
schüssen erarbeitet, verabschiedet und 
vom BMAS veröffentlicht werden. Sie 
sind Empfehlungen pluralistisch besetz-
ter und rechtlich verankerter Fachgremi-
en als Einrichtungen im Geschäftsbereich 
des BMAS. ▸
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Branchenneutrale, gefährdungsbezogene Regeln mit Vermutungswirkung

ASTA

ASR

ABS

TRBS

AGS

TRGS

AfAMed

AMR

ABAS 15 Fachbereiche

Branchen- und bereichs-
bezogene Regeln

TRBA
DGUV-Regeln

„Branchenregeln“

ArbStättV BetrSichV
ArbMed-

VV
GefSto� V BioSto� V UVVen

Arbeitsschutzgesetz SGB VII

Kooperations-
modell

Kombinations-
modell

Abbildung 1: Kohärentes Vorschri� en- und Regelwerk im Arbeitsschutz

Aufgabe der Ausschüsse ist es insbeson-
dere, Regeln zu ermitteln, wie die in einer 
Verordnung enthaltenen Anforderungen 
erfüllt werden können. Sie geben Hinwei-
se zum Stand der Technik, Arbeitsmedizin 
und Hygiene und zu sonstigen arbeitswis-
senschaftlichen Erkenntnissen. Staatliche 
Regeln entfalten Vermutungswirkung, 
wenn sie die Anforderungen der Arbeits-
schutzverordnungen 
in einer Weise kon-
kretisieren, dass der 
Anwender die ihm 
obliegenden Pflich-
ten rechtssicher er-
füllen kann. Der Ar-
beitgeber kann bei 
Anwendung der ermittelten Regeln von 
der Erfüllung der Anforderungen der Vor-
schriften ausgehen (verordnungsrechtli-
che Vermutungswirkung).

Das staatliche Regelwerk soll auf der 
Grundlage eines gefährdungsbezogenen 
Ansatzes und soweit möglich nach einer 
einheitlichen Struktur branchenneutral 
entwickelt werden. Die Technischen Re-
geln beziehen sich grundsätzlich auf den 
jeweiligen Anwendungsbereich der staat-
lichen Verordnung. In Einzelfällen sind 
auch übergreifende Regeln möglich (zum 

Beispiel Technische Regeln für Gefahr-
stoff e mit einem Kapitel zur arbeitsmedi-
zinischen Prävention). Staatliche Regeln 
sollen dem Normadressaten anwendungs-
bezogene Lösungswege für die betriebli-
che Praxis aufzeigen. Die Festlegungen 
sind so konkret zu beschreiben, dass die 
Rechtsfolge, die Vermutungswirkung der 
Regel, eine sichere Grundlage fi ndet.

UVT-Regeln stellen 
bereichs-, arbeits-
verfahrens- oder ar-
beitsplatzbezogene 
Präventionsmaßnah-
men zusammen. Sie 
erläutern, mit wel-

chen konkreten Maßnahmen Pflichten 
aus dem Präventionsauftrag der Unfall-
versicherungsträger erfüllt werden kön-
nen. UVT-Regeln sind fachliche Empfeh-
lungen zur Gewährleistung von Sicherheit 
und Gesundheit bezogen auf konkrete be-
triebliche Abläufe oder Einsatzbereiche 
(Branchen-/Betriebsarten-/Bereichsori-
entierung). Sie haben einen hohen Pra-
xisbezug und Erkenntniswert und kön-
nen deshalb von den beteiligten Kreisen 
als geeignete Richtschnur für das betrieb-
liche Präventionshandeln herangezogen 
werden. 

Das UVT-Regelwerk soll auf der Grundla-
ge eines branchen-/bereichsbezogenen 
Ansatzes und soweit möglich nach einer 
einheitlichen Struktur erarbeitet werden. 
Eine Vermutungswirkung erwächst aus 
UVT-Regeln nicht. Dies ist in die Vorbe-
merkung der UVT-Regeln aufzunehmen. 
UVT-Regeln werden unter Beteiligung 
der betroff enen Kreise und der Selbstver-
waltung der Unfallversicherungsträger 
von Fachbereichen und Sachgebieten der 
DGUV erarbeitet. Dies geschieht in der 
Verfahrensherrschaft der Unfallversiche-
rungsträger in einem festgelegten, quali-
tätsgesicherten Verfahren. 

Kohärenz
Die Wirkungsfelder von staatlichen Re-
geln und UVT-Regeln sind inhaltlich und 
verfahrensmäßig so aufeinander abzu-
stimmen, dass ein sich ergänzendes und 
in sich stimmiges Gesamtgefüge entsteht, 
das sich nahtlos in das Gesamtsystem ei-
nes kohärenten Vorschriften- und Regel-
werks im Arbeitsschutz einfügt. Zentrale 
Zielsetzung ist die Vermeidung von Dop-
pelregelungen zum gleichen Sachverhalt. 

Die angestrebte Kohärenz wird durch zwei 
Instrumente erreicht, die die Arbeitsskiz-
ze zum Leitlinienpapier „Neuordnung 

„Das Kombinationsmodell 
stellt sicher, dass Branchen-
regeln der Unfallversiche-
rungsträger die staatlichen 
Regeln ergänzen.“
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des Vorschriften- und Regelwerks im Ar-
beitsschutz“ (Entwurf 3 / 2011) mit den 
Begriffen Kooperations- und Kombina-
tionsmodell beschreibt. Alle Beteiligten 
im Arbeitsschutz, das BMAS, die Länder, 
die Sozialpartner, die Unfallversiche-
rungsträger und führende Wirtschaftver-
bände, haben sich auf diese Kohärenzin-
strumente verständigt. 

Kooperationsmodell
Bei der Erstellung einer staatlichen Regel 
bezieht der staatliche Ausschuss den Sach-
verstand auch der Fachbereiche und Sach-
gebiete der Unfallversicherungsträger mit 
ein. Das Kooperationsmodell stellt sicher, 
dass Inhalte von UVT-Regeln sowie Ergeb-
nisse und Erkenntnisse der Fachbereiche 
und Sachgebiete der Unfallversicherungs-
träger, die in den Anwendungsbereich 
einer staatlichen Verordnung passen, in 
geeigneter Weise Eingang in das Regel-
werk der Ausschüsse nach § 18 Abs. 2 Nr. 5 
ArbSchG finden. Übernimmt ein Aus-
schuss eine UVT-Regel ganz oder teilweise, 
so werden in diesem Fall die Urheberschaft 
der den Arbeiten zugrunde liegenden UVT-
Regel und die inhaltliche Mitgestaltung 
durch den jeweiligen Fachbereich der Un-
fallversicherungsträger in der staatlichen 
Regel deutlich hervorgehoben. Die UVT-
Regel wird zur Vermeidung von Doppel-
regelungen hinsichtlich der übernomme-
nen Teile zurückgezogen. Darüber hinaus 
fi ndet eine bedeutende Kooperation durch 
Beteiligung von mehr als 70 Experten der 
Unfallversicherungsträger in den staatli-
chen Ausschüssen statt. 

Kombinationsmodell
Das Kombinationsmodell stellt sicher, 
dass Branchenregeln der Unfallversi-
cherungsträger die staatlichen Regeln 
ergänzen. Branchenregeln verbinden 
die gefährdungsorientierten staatlichen 
Regeln der verschiedenen staatlichen 
Ausschüsse in geeigneter Weise mit ge-
fährdungsübergreifenden, branchen- 
beziehungsweise bereichsspezifischen 
Inhalten. Sie führen die verschiedenen 
gefährdungsbezogenen Regelungsinhal-
te der staatlichen Ausschüsse sowie zum 
Beispiel DIN-Normen, VDE-Richtlinien 
und Regeln anderer Regelsetzer bran-
chen- oder bereichsbezogen zusammen 
und ergänzen sie bedarfsgerecht durch 
Erfahrungswissen aus der Beratung und 
Überwachung der Betriebe. Sie bezie-
hen gegebenenfalls auch Aspekte der 
Arbeitshygiene und der Gesundheitsför-
derung mit ein. Branchenregeln bieten 
den jeweiligen Bereichen ein Gesamt-
kompendium zu den jeweils anzutreff en-
den Präventionsthemen. Sie sind für die 
konkrete Nutzung in den Betrieben und 
Bildungseinrichtungen aufbereitet. Die 
Inhalte stellen keine Doppelregelungen 
zum staatlichen Regelwerk dar, sie müs-
sen deshalb auch nicht wie beim Koope-
rationsmodell zurückgezogen werden. 

Die widerspruchsfreie Ergänzung des Re-
gelwerks staatlicher Ausschüsse durch 
Branchenregeln der Unfallversicherungs-
träger lässt ein kohärentes und in sich 
stimmiges Gesamtgefüge eines Regelwer-
kes im Arbeitsschutz entstehen. 
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Gegenseitige Information
Der gegenseitigen Information über ge-
plante Regelvorhaben (zum Beispiel 
durch Projektbeschreibungen) kommt ei-
ne große Bedeutung für die Entwicklung 
und Aufrechterhaltung des kohärenten 
Regelwerks zu – unbürokratisch und auf 
Vertrauen basierend sollte es sein. Am 
geeignetsten erscheint die gegenseitige 
Mitwirkung in den einschlägigen Gremi-
en, um frühzeitig von den geplanten Re-
gelvorhaben zu erfahren. Die Unfallversi-
cherungsträger sind in allen staatlichen 
Ausschüssen vertreten. Den Ländern 
sollte es möglich sein, Vertreter in die 15 
neuen Fachbereiche zu entsenden. ●
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„Die Wirkungsfelder von staatlichen Regeln 
und UVT-Regeln sind inhaltlich und verfahrens-
mäßig so aufeinander abzustimmen, dass 
ein sich ergänzendes und in sich stimmiges 
Gesamtgefüge entsteht (…).“
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Frau Kreutzer, was ist der 
Hintergrund des neuen 
D-Arzt-Verfahrens? Was 
hat die DGUV dazu mo-
tiviert?
Kreutzer: Das bewähr-
te D-Arzt-Verfahren war 
ein wenig in die Jahre 
gekommen und bedurf-
te einer Auffrischung. 
Die Rahmenbedingun-
gen haben sich geän-
dert, beispielsweise im 
Vertragsarztrecht. Ne-
ben dem niedergelas-
senen Durchgangsarzt, 
der allein in seiner Praxis tätig ist, gibt es 
inzwischen immer mehr Gemeinschafts-
praxen und Ärzte in Anstellungsverhält-
nissen. Hinzu kommt die Veränderung 
bei der Aus- und Weiterbildung der Ärzte.
Und heute gehört es zum allgemeinen 
Standard, Kriterien und Maßnahmen der 
Qualitätssicherung zu etablieren. Im alten 
D-Arzt-Verfahren war dieses Thema noch 
nicht im Fokus. 

Frau Kreutzer, die Qualitätsansprüche an 
die Mediziner, die am D-Arzt-Verfahren 
teilnehmen wollen, haben sich erhöht. 
Hatten Sie in der Vergangenheit den Ein-
druck, dass die D-Ärzte zu wenig spezifi -
sches Wissen für die Unfallversicherung 
mitbrachten?
Kreutzer: Nein, gar nicht. Es reicht aber 
nicht, Qualität zu vermuten. Sie muss 
nachgewiesen werden, denn in der ge-
setzlichen Unfallversicherung müssen 
Kosten und Nutzen der Heilbehandlung 
transparent sein. Auch in der Vergangen-
heit wurden den D-Ärzten bereits unfall-
chirurgische Fortbildungsveranstaltun-
gen von den Landesverbänden der DGUV 

angeboten. Ich denke 
hier insbesondere an 
die Unfallmedizinischen 
Tagungen oder auch an 
die regelmäßigen D-Arzt-
Weiterbildungen in den 
Unfallkliniken. 

Zukünftig wird nun von 
allen D-Ärzten gefordert, 
dass sie in einem Fünf-
Jahres-Zeitraum an Fort-
bildungen in den Berei-
chen Reha-Management 
und Reha-Medizin, im 
Begutachtungswesen, in 

der Kindertraumatologie sowie an zwei 
Unfallmedizinischen Tagungen teilneh-
men. 

Frau Kreutzer, welche Anforderungen 
werden jetzt konkret an die Ärzte ge-
stellt?
Kreutzer: Wir haben jetzt eine stufen-
weise Beteiligung im Durchgangsarzt-
verfahren. Grundvoraussetzung ist, dass 
der Durchgangsarzt zum Führen der 
Facharztbezeichnung 
Orthopädie und Unfall-
chirurgie berechtigt ist. 
Weiterhin muss er nach 
der Facharztanerken-
nung mindestens ein 
Jahr ärztlicher Tätigkeit 
in einer Abteilung zur 
Behandlung Schwer-
unfallverletzter eines 
zum Verletzungsarten-
verfahren (VAV) zuge-
lassenen Krankenhauses 
nachweisen. Der Durch-
gangsarzt in einer Klinik 
muss darüber hinaus 

über die Zusatzbezeichnung Spezielle 
Unfallchirurgie verfügen. Diese Anforde-
rung gilt auch für niedergelassene Ärzte, 
die ambulante Operationen durchführen. 
Ärzte mit der Facharztbezeichnung Chir-
urgie und der Schwerpunktbezeichnung 
Unfallchirurgie werden dem neuen Fach-
arzt gleichgestellt. Neben diesen fachli-
chen Anforderungen an den Arzt werden 
natürlich auch weiterhin entsprechende 
medizinische Assistenz- und Fachkräf-
te sowie die erforderlichen apparativen, 
technischen und baulichen Ausstattun-
gen gefordert. 

Vielleicht darf ich an dieser Stelle auch an-
merken, dass von den Ärzten nicht immer 
nur mehr verlangt wird, sondern es zumin-
dest auch einen Punkt gibt, in dem ihr Le-
ben nun leichter wird: Die unfallärztliche 
Bereitschaft wird künftig nur noch in der 
Zeit von Montag bis Freitag von 8 bis 18 Uhr 
und mit der Möglichkeit durchgangsärztli-
cher Vertretungsregelungen zu gewährleis-
ten sein. Der ungeliebte Samstagsdienst, 
der auch sicherlich nicht mehr zeitgemäß 
war, ist damit entfallen.

Herr Dr. Haase, wie schät-
zen Sie die Veränderun-
gen im System ein, insbe-
sondere die gestiegenen 
Qualitätsanforderungen?
Haase: Die Einführung 
des neuen, gemeinsa-
men Facharztes Orthopä-
die / Unfallchirurgie hat 
eine Situation geschaf-
fen, auf die die DGUV 
reagieren musste. Wenn 
Kollegen jetzt nach ihrer 
Facharztweiterbildung 
ein Jahr lang in einem 

Das neue D-Arzt-Verfahren der gesetzlichen Unfallversicherung

Qualität braucht einen Nachweis
DGUV Forum sprach mit Gabriele Kreutzer, Geschä� sstellenleiterin des Landesverbandes 
Nordost der DGUV, und Dr. Tankred Haase, geschä� sführender Arzt des Bundesverbandes 
der für die Berufsgenossenscha� en tätigen Ärzte, über das neue Durchgangsarztverfahren 
(D-Arzt-Verfahren) und dessen Auswirkungen.

Gabriele Kreutzer, Geschä� s-
stellenleiterin des Landes-
verbandes Nordost der DGUV
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Dr. Tankred Haase, Geschä� s-
führender Arzt des Bundesver-
bandes der für die Berufsge-
nossenscha� en tätigen Ärzte 
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VAV-Krankenhaus arbeiten müssen, dann 
bedeutet das: Sie eignen sich profunde 
Kenntnisse in der Behandlung von Pati-
enten der gesetzlichen Unfallversicherung 
an. Diese Kollegen sind im Rahmen der 
neuen D-Arzt-Zulassung jetzt berechtigt, 
in der ambulanten durchgangsärztlichen 
Versorgung tätig zu werden und darüber 
hinaus eine eingeschränkte ambulante 
operative Versorgung vorzunehmen. Mit 
der Einführung einer Weiterbildungs-
pfl icht und einer jährlichen Mindestfall-
zahl von 250 Patienten ist sichergestellt, 
dass die D-Ärzte sich auf dem aktuellen 
Wissensstand befinden und über eine 
ausreichende Routine im berufsgenos-
senschaftlichen Heilverfahren verfügen. 

Herr Dr. Haase, wie ist die Stimmung in 
Ihrem Verband?
Haase: Der Bundesverband der für Berufs-
genossenschaften tätigen Ärzte e. V. war genossenschaften tätigen Ärzte e. V. war 
von Anfang an intensiv in die Ausarbei-von Anfang an intensiv in die Ausarbei-
tung des neuen Ärztevertrages einbezo-tung des neuen Ärztevertrages einbezo-
gen. Dieser wurde im Konsens mit unse-gen. Dieser wurde im Konsens mit unse-
rem Verband erstellt und wir sehen darin rem Verband erstellt und wir sehen darin 
die Interessen der D-Ärzte in einem hohen die Interessen der D-Ärzte in einem hohen 
Maße gesichert. 

Frau Kreutzer, den H-Arzt wird es bald 
nicht mehr geben. Warum ist er überfl üs-
sig geworden?
Kreutzer: Die heute beteiligten H-Ärzte  Die heute beteiligten H-Ärzte 
können zunächst weiterhin für fünf Jah-können zunächst weiterhin für fünf Jah-
re für die Unfallversicherungsträger tätig re für die Unfallversicherungsträger tätig 
sein. Danach besteht für sie die Möglich-sein. Danach besteht für sie die Möglich-
keit, am D-Arzt-Verfahren teilzunehmen, keit, am D-Arzt-Verfahren teilzunehmen, 
sofern sie die Anforderungen erfüllen. sofern sie die Anforderungen erfüllen. 
Damit scheidet ein Teil der H-Ärzte tat-Damit scheidet ein Teil der H-Ärzte tat-
sächlich aus der Beteiligung an den Heil-sächlich aus der Beteiligung an den Heil-
verfahren der gesetzlichen Unfallversiche-verfahren der gesetzlichen Unfallversiche-
rung aus. Wir gehen davon aus, dass wir rung aus. Wir gehen davon aus, dass wir 
damit auch eine Qualitätssteigerung errei-damit auch eine Qualitätssteigerung errei-
chen. Klare und transparente Strukturen chen. Klare und transparente Strukturen 
sind ein zusätzlicher positiver Eff ekt. sind ein zusätzlicher positiver Eff ekt. 

Herr Dr. Haase, wie reagieren Ihre Kolle-
gen, die bislang als H-Arzt tätig waren, 
darauf? Werden sie zu den D-Ärzten wech-
seln?

Haase: In der Vergangenheit war die Auf-
gliederung der ambulanten Heilbehand-
lung in D- und H-Ärzte für die Patienten 
oft schwer zu durchschauen. Diese Unsi-
cherheit wird jetzt mit der Abschaffung 
der H-Ärzte überwunden. Wir erreichen so 
eine Vereinheitlichung des Heilverfahrens 
und eine deutliche Anhebung der Quali-
tät. Die bisher als H-Arzt tätigen Kollegen 
können, sofern sie eine Mindestfallzahl 
von 250 BG-Fällen pro Jahr nachweisen 
und die räumlichen und personellen Vor-
aussetzungen einer D-Arzt-Praxis erfül-
len, als D-Ärzte zugelassen werden. Die-
ser „Aufstieg“ zum D-Arzt stellt sicherlich 
einen erheblichen Vorteil für die ehemali-
gen H-Ärzte, aber auch für das Heilverfah-
ren insgesamt dar.

Negativ betroffen sind lediglich die H-
Ärzte, die die Mindestfallzahl nicht errei-

chen oder deren Praxen die Qualitätsan-
forderungen nicht erfüllen. Dass diese 
Kollegen potenziell unzufrieden sind, 
ist zwar vordergründig verständlich, bei 
genauer Betrachtung darf man aber kon-
statieren, dass nicht einmal ein berufsge-
nossenschaftlicher Behandlungsfall pro 
Tag keine wesentliche wirtschaftliche 
Größe darstellen kann. 

Herr Dr. Haase, vorgesehen ist auch eine 
Anhebung der Mindestfallzahlen. Damit 
ein Mediziner als D-Arzt zugelassen wird, 
muss er jetzt 250 anstatt wie bislang 150 
BG-Fälle vorweisen. Das wird voraus-
sichtlich zu einer Reduktion der Praxen 
führen. Wie schätzen Sie die Lage ein?
Haase: Qualität ist sicher in einem gewis-
sen Maße auch mit einer entsprechenden 
Häufi gkeit der durchzuführenden Tätig-
keit verbunden. ▸
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Durchschnittlich jeden Tag einen BG-Pa-
tienten zu behandeln, stellt nach meinem 
Dafürhalten das Minimum dar, um den 
Anforderungen des berufsgenossenschaft-
lichen Heilverfahrens gerecht zu werden. 
Insbesondere ist dem nicht unerhebli-
chen logistischen und administrativen 
Aufwand Rechnung zu tragen. Bei einer 
nur sporadischen Tätigkeit im berufsge-
nossenschaftlichen Bereich drohen Feh-
ler und Unsicherheiten. Sicherlich wird es 
zu einer Reduktion von Praxen kommen.

Frau Kreutzer, warum war es Ihnen wich-
tig, auf dieses Mittel zurückzugreifen?
Kreutzer: Die Zahl der Arbeitsunfälle ist 
in den zurückliegenden Jahren erheblich 
gesunken. Diese uneingeschränkt positive 
Entwicklung ist zum einen auf gute Prä-
ventionsarbeit, aber auch auf Verände-
rungen in der Arbeitswelt hin zu weniger 
gefährlichen Tätigkeiten zurückzuführen. 
Wenn man nun davon ausgeht, dass die 
Qualität der Behandlung durch ständige 
Übung hochgehalten wird, so muss man 
zu einer Konzentration der Versorgung 
gelangen. Wenn ich also bei sinkenden 
Fallzahlen die Qualität durch Mindestfall-
zahlen sichern will, ist die logische Kon-
sequenz daraus eine Reduktion der Zahl 
der Arztpraxen. 

Frau Kreutzer, wie wollen Sie sicherstel-
len, dass trotzdem eine fl ächendeckende 
Versorgung der Versicherten gewährleis-
tet wird?
Kreutzer: Hier sprechen Sie ein Thema an, 
das auf den ersten Blick vielleicht Anlass 
zur Sorge geben könnte. Aber seien Sie 
versichert, dass die fl ächendeckende Ver-
sorgung der Versicherten uns sehr wich-
tig ist. Sie ist gefährdet, wenn sich das 
Verhältnis von Durchgangsärzten zu Ver-
sicherten in einem Landkreis oder einer 
kreisfreien Stadt schlechter als 1: 30.000 
darstellt oder in einer Region innerhalb 
von 30 Minuten kein Durchgangsarzt zu 
erreichen ist. Statistiker haben hierzu Kar-
ten entwickelt, die uns in die Lage ver-

setzen, die Situation zu analysieren. Es 
wird sichergestellt, dass keine „weißen 
Flecken“ entstehen. Es bleibt dann eben 
auch mal ein D-Arzt beteiligt, der die Min-
destfallzahl nicht erreicht.

Herr Dr. Haase, ab diesem Jahr wird es ein 
wissenschaftliches Projekt geben, in dem 
die Qualität der D-Arzt-Berichte und die 
Zufriedenheit der Patienten evaluiert wer-
den sollen. Empfi nden Sie das als Hilfe-
stellung oder als unnötige Kontrolle?
Haase: Qualität kann nur dann nachge-
wiesen werden, wenn sie auch kontrolliert 
wird. Ich glaube, dass kein gewissenhaft 
tätiger D-Arzt Probleme mit der Evaluation 
seiner D-Berichte hat. Ich sehe vielmehr 
in einer solch wissenschaftlichen Aufar-
beitung eine Hilfestellung, die uns darin 
unterstützt, die Qualität unserer Arbeit 
zu verbessern. Die Evaluation der Zufrie-
denheit der Patienten stellt allerdings ei-
ne große Herausforderung für die wissen-
schaftlichen Begleiter des Projektes dar. 
Wir alle wissen, dass Patientenzufrieden-
heit nicht unbedingt etwas mit einer gu-
ten, zeitgemäßen medizinischen Versor-
gung zu tun haben muss. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang an ein Projekt 
erinnern, bei dem die Qualität der stati-
onären Rehabilitation in einem Landes-
verband kontrolliert wurde. Eines der we-
sentlichen Ergebnisse bestand darin, dass 
die Kliniken die besten Reha-Ergebnisse 
erzielten, die das beste Essen serviert hat-
ten. Ich bin deshalb sehr gespannt auf die 
Ergebnisse; das Thema Patientenzufrie-
denheit liegt uns schon seit vielen Jahren 
am Herzen.

Herr Dr. Haase, wie hat sich die Arbeit als 
D-Arzt in den letzten Jahren verändert? 
Wo sehen Sie besondere Herausforderun-
gen?
Haase: Die ständige Verbesserung der 
Qualität der D-ärztlichen Versorgung so-
wie die Vermittlung der hohen Qualität 
des berufsgenossenschaftlichen Heil-
verfahrens gegenüber der Öff entlichkeit 

werden ein wesentliches Element in der 
Zukunft darstellen. Wir alle, die wir dar-
an beteiligt sind, teilen die Überzeugung, 
dass die gesetzliche Unfallversicherung 
die am besten funktionierende Säule im 
Rahmen des deutschen Gesundheitssys-
tems ist. Die Weiterentwicklung von Stan-
dards, die Vermittlung der Leistungsfä-
higkeit des berufsgenossenschaftlichen 
Heilverfahrens sowie die Intensivierung 
der Kommunikation zwischen Ärzten und 
Verwaltung sind wesentliche Eckpunkte 
für die Zukunft.

Einen Wermutstropfen gibt es allerdings: 
Es ist in den letzten Jahren zu einer deut-
lichen, teilweise quälenden Vermehrung 
von bürokratischen Prozessen gekommen. 
Die Versuche, zu vereinheitlichen, zu eva-
luieren, zu zertifi zieren und möglichst zu 
standardisieren, haben in einigen Berei-
chen zu einer nicht unerheblichen Mehr-
belastung im nichtärztlichen Bereich 
geführt. Insbesondere wirtschaftliche 
Zwänge seitens der Verwaltungen haben 
in Einzelfällen zu unangenehmen Ausei-
nandersetzungen geführt.

Frau Kreutzer, wird sich die Arbeit des 
Landesverbandes ebenfalls mit dem neuen
D-Arzt-Verfahren verändern?
Kreutzer: Ja, ich glaube schon, dass sich 
die Arbeit des Landesverbandes mit dem 
neuen D-Arzt-Verfahren ändern wird. 
Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualität 
des D-Arzt-Verfahrens sollen gesichert 
werden. Das bedeutet, dass von den Lan-
desverbänden entsprechende Angebote, 
zum Beispiel bei Weiterbildungsveranstal-
tungen, gemacht werden müssen. All das 
müssen wir dokumentieren und den D-
Ärzten auch zurückspiegeln. Ich gehe da-
von aus, dass dies zu einer Intensivierung 
der auch heute schon guten Zusammen-
arbeit zwischen D-Ärzten und Landesver-
bänden führen wird. ●

DGUV Forum dankt für das Gespräch.

„Die ständige Verbesserung der Qualität der D-ärztlichen Versorgung sowie 
die Vermittlung der hohen Qualität des berufsgenossenscha� lichen 
Heilverfahrens gegenüber der Ö� entlichkeit werden ein wesentliches Element 
in der Zukun�  darstellen.“
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Neues Therapiemodul der DGUV

Arbeitsplatzbezogene Muskuloskeletale 
Rehabilitation (ABMR)
Im Interesse der zügigen und nachhaltigen Rückkehr in die Arbeitswelt verfolgen die Träger 
der gesetzlichen Unfallversicherung das Ziel, die Rehabilitation an den Anforderungen 
des Arbeitsplatzes auszurichten. Im Frühjahr 2011 haben die Gremien der Deutschen Gesetz-
lichen Unfallversicherung (DGUV) beschlossen, die Arbeitsplatzbezogene Muskuloskeletale 
Rehabilitation (ABMR) als standardisiertes Therapiemodul zu etablieren.

m Folgenden werden der Hintergrund 
für die Entwicklung des neuen The-
rapiemoduls, das manualisierte Ge-

samtkonzept der Arbeitsplatzbezogenen 
Muskuloskeletalen Rehabilitation sowie 
ihre Anwendung dargestellt. 

Hintergrund
In den vergangenen Jahren haben sich – 
orientiert am Rehabilitationsauftrag der 
gesetzlichen Unfallversicherung – un-
terschiedliche Leistungsangebote der ar-
beitsplatz- oder berufsorientierten medi-
zinischen Rehabilitation entwickelt. Diese 
Angebote zeichnen sich bei Einigkeit im 
Ziel durch das Fehlen diagnostischer und 
therapeutischer Standards sowie einer 
systematischen Qualitätssicherung aus. 

Während einige Anbieter die Nachbil-
dung von Arbeitsplätzen (zum Beispiel 
des Dachdeckers, Maurers, Kassierers 
oder Lkw-Fahrers) oder die Kooperation 
mit Betrieben und Ausbildungszentren 
in den Vordergrund stellen, betonen an-
dere die Simulation der Arbeitsplatzan-
forderungen unter Einsatz spezifischer 
Test- und Trainingssysteme. Bei diesen 
Angeboten erfolgt bisher weder die Er-
hebung des funktionellen Arbeitsplatz-
anforderungsprofils noch die Erhebung 
des Fähigkeitsprofi ls des Rehabilitanden 
nach einheitlichen Standards. Aufgrund 
der unterschiedlichen Anbieter sowie der 
Unterschiede bei den tätig werdenden 
Therapeuten und Medizinern gehen die 
Preise für diese Angebote weit auseinan-

der. Vor diesem Hintergrund hat die VBG 
nach Beratung durch ein Expertengremi-
um aus in der arbeitsplatzbezogenen Re-
habilitation erfahrenen Medizinern und 
Therapeuten Standards für ein systemati-
sches diagnostisches und therapeutisches 
Vorgehen sowie Qualitätsanforderungen 
für die Therapieeinrichtungen formuliert. 
In einem Pilotverfahren mit dem Namen 
„Arbeitsplatzorientierte Muskuloskeleta-
le Rehabilitation (AOMR)“ wurden diese 
Standards ab 2009 mit speziell für die-
se Therapie zugelassenen Einrichtungen 
erprobt. In dieser Pilotphase wurde der 
Preis für die Therapie im Einvernehmen 
mit den Projektpartnern bewusst unter-
halb aller anderen bekannten Angebote 
festgelegt. ▸

I

Ausstattung einer ABMR-Einrichtung für 
arbeitsplatzbezogene Übungen

Im Rahmen der ABMR trainieren die Patienten arbeitsrelevante Bewegungsmuster.
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Ergebnisse des Pilotverfahrens
Die VBG hat zur Validierung der AOMR 
eine prospektive Beobachtungsstudie in 
zwei Bundesländern durchgeführt. Die 
AOMR erwies sich als erfolgreiche spezi-
fi sche Therapieform, die eine schnellst-
mögliche Rückkehr an den Arbeitsplatz 
befördert. 

Insgesamt wurden 42 AOMR-Verfahren 
eingeleitet, davon 22 ambulant und 20 
stationär. In vier Verfahren zeigte sich 
im Verlauf der The-
rapie die Notwen-
digkeit  weiterer 
B ehandlung bis 
hin zu Revisions-
eingriffen. In drei 
Verfahren stellte 
sich nach wenigen 
Tagen heraus, dass 
die Patienten ihren Beruf auch ohne wei-
terführende Rehabilitationsmaßnahmen 
ausüben konnten. 

In den insgesamt 35 planmäßig zu Ende 
geführten AOMR-Verfahren wurde unmit-
telbar nach Abschluss der Maßnahmen 
die Arbeitsfähigkeit für die jeweils zuletzt 
ausgeübte Erwerbstätigkeit erreicht. Die 
durchschnittliche Dauer der Arbeitsun-
fähigkeit betrug bei den ambulanten Ver-
fahren 188,3 Tage und bei den stationären 
214,9. Die unterschiedliche Dauer ist den 
Schweregraden der Diagnosen geschul-
det. Eine ausführlichere und detailliertere 
Darstellung der Ergebnisse dieser prospek-
tiven Beobachtungsstudie wird in Kürze 
gesondert in einer Fachzeitschrift für me-
dizinische Rehabilitation publiziert. 

Die Zielrichtung und die guten Erfahrun-
gen der VBG mit der standardisierten ar-
beitsplatzbezogenen Rehabilitation fan-
den schnell das Interesse der anderen 
Unfallversicherungsträger. Bereits im 
Jahr 2010 begannen in der Arbeitsgrup-
pe BGSW / EAP / Heilmittel der DGUV so-
wie im Arbeitskreis Heilbehandlung und 
medizinische Rehabilitation Beratungen 
zur Etablierung der ABMR. Diese intensi-
ven konzeptionellen Arbeiten fanden im 
Frühjahr dieses Jahres im GFK-Ausschuss 
Rehabilitation und in der GFK der DGUV 
mit der Beschlussfassung zur Einführung 
der ABMR ihren Abschluss.

Charakteristika der ABMR
Die ABMR zeichnet sich dadurch aus, dass 
während der medizinischen Rehabilitation 
nicht nur Funktions- und Strukturstörun-
gen beseitigt oder kompensiert werden, 
sondern auch zielgerichtet die konkret 
benötigten arbeitsrelevanten Aktivitäten 
in die Therapie integriert werden. Dies 
geschieht mit Hilfe einer spezifi schen Ar-
beitsorientierung der Therapie. So wird ei-
ne ausreichende funktionelle Belastbarkeit 
für die möglichst unmittelbar anschließen-

de Arbeitsfähigkeit 
im Sinne einer voll-
schichtigen Rück-
kehr an den Ar-
beitsplatz erreicht.

Wesentlicher Be-
standteil der ABMR 
sind die Erhebung 

und Dokumentation einer detaillierten 
funktionellen Tätigkeitsanalyse sowie die 
Erstellung eines Patientenfähigkeitsprofi ls 
mittels einer FCE-Analyse (Functional Ca-
pacity Evaluation) der kritischen Arbeits-
platzanforderungen. Dieser Profi lvergleich 
ermöglicht die Identifi zierung der körperli-
chen Defi zite und einer auf die Beseitigung 
der Defi zite ausgerichtete Therapie. 

Therapieelemente der ABMR
Neben den bislang angewandten Thera-
pieelementen in den bekannten multimo-
dalen Komplextherapien der DGUV, der 
Berufsgenossenschaftlichen Stationären 
Weiterbehandlung (BGSW) und der Erwei-
terten Ambulanten Physiotherapie (EAP), 
kommen bei der ABMR zusätzlich folgen-
de arbeitsplatzbezogene Therapieelemen-
te zum Einsatz:
•  Ergotherapie (Schwerpunkt 

Arbeitstherapie) 
•  Workhardening
•  Arbeitssimulationstraining (durch 

ein speziell geschultes Team aus der 
Krankengymnastik, Medizinischen 
Trainingstherapie und Ergotherapie) 

•  Praxistraining.

Mit diesen Therapieelementen setzen die 
Rehabilitanden die physischen Behand-
lungsfortschritte aus der Krankengymnas-
tik, Physikalischen Therapie und Medizini-
schen Trainingstherapie in Übungen um, 
die den Anforderungen der beruflichen 

Tätigkeit entsprechen. Im Bedarfsfall kann 
bei Patienten mit psychischen Auff älligkei-
ten ein Psychologe hinzugezogen werden. 

Zielgruppen der ABMR und 
ihre Indikation
Die ABMR ist als Modul der komplexthera-
peutischen Behandlung mit dem Schwer-
punkt auf arbeitsplatzbezogenen Thera-
pieformen in der Regel für Verletzungen 
vorgesehen, die nach dem Handlungsleit-
faden „Das Reha-Management der DGUV“ 1

dem Reha-Management der Unfallversi-
cherungsträger vorbehalten sind. Insbe-
sondere ist die ABMR indiziert bei:
•  Menschen, die körperlich arbeiten, 

oder
•  Menschen mit spezifi schen körper-

lichen Arbeitsbelastungen (einseitig 
monoton und / oder koordinativ bean-
spruchende Tätigkeiten) im Bereich der 
verletzten Körperregion (zum Beispiel 
Uhrmacher, Schreibkraft etc.) 

und
•  Erst-Arbeitsunfähigkeits-Prognose von 

über 112 Tagen (16 Wochen) unter Be-
rücksichtigung von Kontextfaktoren 
wie Alter, Begleiterkrankungen etc. 
oder

•  Fällen mit zeitlicher Überschreitung 
der Erst-Arbeitsunfähigkeits-Prognose 
oder

•  Fällen, die die speziellen Kriterien zur 
Fallauswahl des Handlungsleitfadens 
„Das Reha-Management der DGUV“ 
(Ziff er 2.1) erfüllen.

Bei dieser Aufl istung ist zu beachten, dass 
von den dargestellten alternativen Auf-
zählungen jeweils ein Merkmal kumulativ 
vorliegen muss. Keine Indikation zu einer 
ABMR besteht in der Regel bei Menschen, 
die weder körperlich beanspruchenden 
noch spezifi schen körperlichen Arbeits-
belastungen im Bereich der verletzten 
Körperregion ausgesetzt sind. 

Voraussetzungen und Grundsätze 
der Therapie
Erste Voraussetzung für die ABMR ist die aus-
reichende medizinische Grundbelastbarkeit 
des Patienten, um die körperlich beanspru-
chenden Therapiebestandteile ausführen zu 
können. Diese Grundbelastbarkeit muss vor 
der ABMR in den herkömmlichen Formen 
der Komplextherapie erreicht werden. 

„Aufgrund der Spezi� ka des 
Therapieverfahrens und der 
zu behandelnden Verletzungs-
muster sind die Anforderungen 
an die Therapieeinrichtung 
hoch.“
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Zusätzliche Voraussetzung für den Beginn 
der ABMR ist die individuell gestellte Pro-
gnose, dass die Arbeitsfähigkeit innerhalb 
der nächsten vier Wochen erreicht wird. 
Diese Anforderung unterstreicht den Cha-
rakter der ABMR als gezieltes Instrument 
zur Vorbereitung der unmittelbar anschlie-
ßenden Rückkehr an den Arbeitsplatz.

In Fällen, die absehbar zur ABMR führen, 
empfi ehlt es sich, die zuvor notwendigen 
therapeutischen Maßnahmen (insbeson-
dere die BGSW / EAP) schon in einer zu-
gelassenen ABMR-Einrichtung durchzu-
führen. So können arbeitsplatzbezogene 
Therapieformen rechtzeitig und nahtlos 
in die medizinische Rehabilitation in-
tegriert werden. Die Therapie selbst be-
schränkt sich nicht nur auf die verletz-
te Körperstruktur, sondern bezieht den 
gesamten Körper und den Erhalt bezie-
hungsweise die Wiederherstellung sei-
nes ursprünglichen Fitnesszustands ein. 
Die Notwendigkeit einer solchen Ganzkör-
pertherapie ist eine der wesentlichen Er-
kenntnisse der aus der Rehabilitation von 
Leistungssportlern hervorgegangenen Be-
sonders indizierten Therapie (BiTh), der 
Vorläuferin der Erweiterten Ambulanten 
Physiotherapie. 

Ablauf und Behandlungsinhalte 
Ein Kernpunkt der ABMR ist – wie be-
schrieben – der Abgleich des erhobenen 
Tätigkeitsprofi ls und des hieran orientier-
ten Patientenfähigkeitsprofi ls. Er führt zur 
Feststellung des Rehabilitationsbedarfs. Bei 
Bedarf verfolgt die Therapie durch das Er-
lernen und Einüben von geeigneten alter-
nativen Bewegungsabläufen auch das Ziel, 
ein verbleibendes Defi zit zu kompensieren 
und so trotz Einschränkung die Leistungs-
fähigkeit für den Arbeitsplatz zu erreichen. 
Der Ablauf im Einzelnen:

1.  Feststellung des 
Rehabilitationsbedarfs

a)  Auswertung der aktuellen Befundbe-
richte und des vom Unfallversiche-
rungsträger entsprechend den Eck-
punkten und dem Handlungsleitfaden 
zum Reha-Management der DGUV zur 
Verfügung gestellten Tätigkeitsprofi ls.

b)  Feststellung der Grundbelastbarkeit 
für die Durchführung der ABMR durch 
den für die ABMR qualifi zierten leiten-
den Arzt der Einrichtung. 

c)  Erhebung und Dokumentation einer de-
taillierten, standardisierten funktionel-
len Tätigkeitsanalyse, um die kritischen 
Belastungselemente des jeweiligen Ar-
beitsplatzes zu identifizieren. Hierfür 
kommen das Instrument Integration von 
Menschen mit Behinderungen in die Ar-
beit (IMBA) 2 oder die Funktionelle Job-
analyse aus der Evaluation der Funktio-
nellen Leistungsfähigkeit (EFL) infrage. 

d)  Anfertigung und Dokumentation eines 
Patientenfähigkeitsprofils durch ein 
Screening der kritischen Arbeitsplatz-
anforderungen mittels eines FCE-Sys-
tems. Hierfür kommen zum Beispiel die 
Systeme EFL und ERGOS 3, 4, 5 infrage. 

e)  Abgleich des Patientenfähigkeitspro-
fi ls mit dem erhobenen Tätigkeitspro-
fi l und Identifi zierung des Rehabilita-
tionsbedarfs.

f)  Festlegung der notwendigen Thera-
pieinhalte und Aufstellung des Thera-
pieplans durch das Reha-Team im Kon-
sens mit dem Versicherten. Hier geht es 
um die mengenmäßig individuelle Zu-
sammenstellung der Therapieelemente 
der herkömmlichen Komplextherapien 
und der spezifi schen Therapieelemen-
te der ABMR (Abbildung 1 veranschau-
licht diesen Prozess). 

2. Durchführung der Therapie
Die therapeutischen Maßnahmen sind 
gemäß Vorgabe des leitenden Arztes und 
je nach Indikationen und / oder Leistungs-
zustand des Versicherten mindestens an 
fünf Tagen pro Woche durchzuführen. 
Zu Beginn liegt die tägliche Therapie-
dauer bei drei Stunden. Sie wird mit zu-
nehmender Dauer in ständiger ärztlicher 
Verantwortung in Abstimmung mit den 
Therapeuten kontinuierlich gesteigert 
und intensitätsbezogen bis zu sechs Stun-
den pro Tag angepasst. 

3. Abschluss der Therapie
Nach Beendigung der Behandlung erfol-
gen ein Abschlusstest und ein erneuter 
Abgleich zwischen dem Arbeitsplatzan-
forderungs- und dem aktuellen Fähig-
keitsprofil. Das Ergebnis einschließlich 
einer Einschätzung zur Arbeitsfähigkeit 
ist zu dokumentieren. 

4. Praxistraining
In Abhängigkeit von den Erfordernissen 
des Einzelfalls erfolgt ein Praxistraining 
unter realen Arbeitsbedingungen. Dieses 
kann je nach Bedarf und Einschätzung ent-
weder am Arbeitsplatz des Versicherten ▸

Abbildung 1: Festlegung des Rehabilita-
tionsbedarfs (nach Susan Riedel, 2009)

*
1 Das Reha-Management der Deutschen 
 Gesetzlichen Unfallversicherung – 
 Handlungsleitfaden, DGUV-RS 519 / 2010.

2 Schian, H.-M.; Kaiser, H.: Pro� lvergleichs-
 systeme und leistungsdiagnostische, 
 EDV-gestützte Technologie – Ihr Einsatz 
 zur Verbesserung der Beantwortung sozial-
 medizinischer Fragestellungen und 
 Begutachtungen sowie der Planung von 
 Rehabilitationsmaßnahmen. 
 In: Rehabilitation 2000, S. 56 – 64.

3 Kaiser, H.; Kersting, M.: Der Stellenwert 
 des Arbeitssimulationsgerätes ERGOS 
 als Bestandteil der leistungsdiagnostischen
 Begutachtung. In: Rehabilitation 2000, 
 S. 175 – 184. 

4 Isernhagen, S. J.: Functional Capacity 
 Evaluation. In: Isernhagen, S. J. (ed.): 
 Work Injury: Management and prevention, 
 Aspen Publishers, Gaithersburg 1988, 
 S. 139 – 174.

5 Kaiser, H.; Kersting, M.; Schian, H.-M.; 
 Jacobs, A.; Kasprowski, D.: Der Stellenwert 
 des EFL-Verfahrens nach Isernhagen in der 
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 tion. In: Rehabilitation 2000, S. 297 – 306.
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oder in Einrichtungen mit starkem Be-
zug zur realen Arbeitswelt erfolgen (zum 
Beispiel in Bildungszentren der Hand-
werkskammern / Innungen, Kooperati-
onsbetrieben, Lehrwerkstätten, sonstigen 
Bildungseinrichtungen). Entscheidend 
für die Auswahl des jeweiligen externen 
Kooperationspartners ist das Konzept des 
Leistungserbringers beziehungsweise der 
Anspruch des Leistungsträgers. Näheres 
bedarf der konkreten Planung im Einzel-
fall unter Berücksichtigung der regiona-
len Gegebenheiten.

Das Verfahren
Die ABMR ist eine Therapieform im Rah-
men der medizinischen Rehabilitation auf 
der Grundlage des SGB VII und des SGB IX
und bedarf der konsequenten Steuerung 
im Reha-Management des Unfallversiche-
rungsträgers. Die Rehabilitation beginnt 
mit herkömmlichen therapeutischen Maß-
nahmen im Heilverfahren der Unfallversi-
cherung. Ist die Notwendigkeit einer an-
schließenden ABMR absehbar, sollte die 
Rehabilitation möglichst in einer ABMR-
Einrichtung stattfi nden. Zu diesem Zweck 

wird der Reha-Manager den Versicherten wird der Reha-Manager den Versicherten 
in der Regel in eine ABMR-Einrichtung in der Regel in eine ABMR-Einrichtung 
lenken müssen. Sobald die Grundbelast-lenken müssen. Sobald die Grundbelast-
barkeit des Patienten erreicht ist, wird barkeit des Patienten erreicht ist, wird 
der Antrag zur Genehmigung der ABMR der Antrag zur Genehmigung der ABMR 
nach den üblichen Regelungen der DGUV nach den üblichen Regelungen der DGUV 
an den Unfallversicherungsträger über-an den Unfallversicherungsträger über-
mittelt, der die ABMR binnen 24 Stun-mittelt, der die ABMR binnen 24 Stun-
den bewilligt oder ablehnt. Der Zeitraum den bewilligt oder ablehnt. Der Zeitraum 
der Erstgenehmigung der ABMR beträgt der Erstgenehmigung der ABMR beträgt 
grundsätzlich zwei Wochen. Sollte die grundsätzlich zwei Wochen. Sollte die 
ABMR bereits im Rahmen der Rehapla-ABMR bereits im Rahmen der Rehapla-
nung nach Ziff er 3 des Handlungsleitfa-nung nach Ziff er 3 des Handlungsleitfa-
dens „Das Reha-Management der DGUV“ dens „Das Reha-Management der DGUV“ 
geplant und vereinbart werden, kann die geplant und vereinbart werden, kann die 
Genehmigung unbürokratisch erfolgen.Genehmigung unbürokratisch erfolgen.

Die Entscheidung über eine Verlängerung Die Entscheidung über eine Verlängerung 
der ABMR um weitere zwei Wochen erfolgt der ABMR um weitere zwei Wochen erfolgt 
auf Grundlage der Einschätzung des lei-auf Grundlage der Einschätzung des lei-
tenden Arztes der ABMR-Einrichtung oder tenden Arztes der ABMR-Einrichtung oder 
des D-Arztes, und zwar in der Regel in der des D-Arztes, und zwar in der Regel in der 
Fallkonferenz anhand dokumentierter Be-Fallkonferenz anhand dokumentierter Be-
funde und im Beisein des Reha-Managers. funde und im Beisein des Reha-Managers. 
Darüber hinausgehende Verlängerungen Darüber hinausgehende Verlängerungen 
werden nur auf der Grundlage eines er-werden nur auf der Grundlage eines er-
neuten, dokumentierten Abgleichs zwi-neuten, dokumentierten Abgleichs zwi-
schen der Tätigkeitsanalyse und dem ak-schen der Tätigkeitsanalyse und dem ak-
tuellen Fähigkeitsprofi l entschieden.

Berichtswesen
Ein systematisierter Aufnahme- und ein 
ebensolcher Entlassungsbericht stel-
len die Kernpunkte des Berichtswesens 
in der ABMR dar. Entscheidend hierbei 
ist das nachvollziehbar dokumentier-
te Ergebnis des Vergleichs von Arbeits-
platzanforderungs- und Fähigkeitsprofi l 
einschließlich der daraus abgeleiteten 
Einschätzung der Arbeitsfähigkeit. Ein 
Muster für einen Entlassungsbericht 
zeigt die Abbildung 2. Der Aufnahmebe-
richt sieht entsprechend aus. 

„Die ABMR zeichnet sich 
dadurch aus, dass während 
der medizinischen Reha-
bilitation (…) die konkret 
benötigten arbeitsrelevanten 
Aktivitäten in die Therapie 
integriert werden.“

Name, Vorname 

Geburtsdatum 

Unfalltag
 

Aktenzeichen UVT

Arbeitsfähigkeit erreicht:  ja  nein
Begründung, wenn nicht erreicht sowie Vorschlag für weitere Maßnahmen

Ende der ABMR am:

Versicherungsfall:

Funktionelles Tätigkeitspro� l (maximale Anforderungen am Arbeitsplatz)

Kritische Arbeits-
platzanforderung

Gewicht 
in kg

Wiederho-
lungszahl

Zeit Ergonomische Besonderheiten

Datum Unterschri�  / Funktion

Patientenfähigkeitspro� l (aktuelle Leistungsfähigkeit der / des Versicherten)

Kritische Arbeits-
platzanforderung

Gewicht 
in kg

Wiederho-
lungszahl

Zeit Fehlende motorische Fähigkeiten, 
ergonomische Einschränkungen

Abbildung 2: Muster eines Abschlussberichts ABMR
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Zulassungsvoraussetzungen für die 
Therapieeinrichtungen
Aufgrund der Spezifi ka des Therapiever-
fahrens und der zu behandelnden Ver-
letzungsmuster sind die Anforderungen 
an die Therapieeinrichtung hoch. Sie ge-
hen über die bisherigen Anforderungen 
an eine multimodale Komplextherapie 
hinaus.

1. Grundanforderungen
Die Therapieeinrichtungen müssen 
vorweisen:
•  für die ambulante ABMR die 

EAP-Zulassung
•  für die stationäre ABMR die 

BGSW-Zulassung.

2.  Zusätzliche personelle 
Anforderungen

Der für die ABMR qualifi zierte (leitende) 
Arzt ist:
•  Facharzt für Orthopädie oder Fach-

arzt für Orthopädie und Unfallchir-
urgie oder Facharzt für Chirurgie mit 
dem Schwerpunkt Unfallchirurgie. 
Der jeweilige Facharzt muss die Zu-
satzqualifi kation auf dem Gebiet der 
Physikalischen Therapie vorweisen 
(entweder die Facharztbezeichnung 
oder die Zusatzweiterbildung oder 
mindestens die absolvierten Module A, 
B, E und F aus der Weiterbildungsord-
nung für die Zusatzbezeichnung Phy-
sikalische Therapie und Balneologie),
oder

•  Facharzt für Physikalische und Reha-
bilitative Medizin mit Nachweis un-
fallchirurgischer Tätigkeit nach der 
Approbation von mindestens zwei Jah-
ren in einer Abteilung zur Behandlung 
Schwerunfallverletzter eines zum Ver-
letzungsartenverfahren (VAV) zugelas-
senen Krankenhauses. 

Der in die Therapie zu integrierende Er-
gotherapeut muss nachweisbar Erfahrun-
gen in der Arbeitstherapie orthopädisch-
traumatologischer Verletzungen sowie in 
der Hilfsmittelversorgung haben. 

3.  Zusätzliche apparative und 
räumliche Ausstattung:

Für die Therapien, insbesondere die ar-
beitsbezogene Ergotherapie, die Scree-
ning-Tests und das Arbeitsplatzsimula-

tionstraining, muss ein Raum mit einer 
Fläche von mindestens 50 Quadratme-
tern zur Verfügung stehen. Außerdem 
muss die notwendige apparative Ausstat-
tung (Vorrichtung für Überkopfarbeit, 
Regalsystem, Aufstellleiter etc.) vorhan-
den sein. Für das Praxistraining ist der 
Nachweis entsprechender Kooperations-
partner, zum Beispiel in Form von Verträ-
gen / Vereinbarungen, erforderlich.

4.  Nachweis der Expertise zur 
Erhebung des Arbeitsplatz-
anforderungspro� ls

Diese Expertise kann durch die EFL- 
Anwenderlizenz nachgewiesen werden, 
da diese das Modul der funktionellen Job-
analyse einschließt. Als Alternative hierzu 
ist eine IMBA-Lizenz zu fordern.

5.  Zusätzliche FCE-System- 
Anforderungen

Insbesondere zur Anfertigung des Patien-
tenfähigkeitsprofi ls und des Profi lverglei-
ches ist ein Functional-Capacity-Evalua-
tion-System erforderlich. In Deutschland 
haben sich als Systeme beziehungswei-
se Testverfahren die Verfahren EFL nach 
Isernhagen und ERGOS etabliert. 3, 4, 5 Wohl 
aus pragmatischen Gründen und wegen 
der leichteren Kontrolle der Fortschritte 
im Arbeitstraining hat das EFL-Verfahren 
in Deutschland bisher die weiteste Verbrei-
tung gefunden. Dies bedeutet jedoch nicht, 
dass die anderen Systeme als Test- und 
Therapiesysteme weniger geeignet wären.

Bei Anwendung des EFL-Systems nach 
Isernhagen ist der Nachweis der Lizenz 
und vollständigen Ausbildung durch 
Aufnahme in die EFL-Anwenderliste 
erforderlich. Bei Einsatz anderer FCE-
Systeme wie ERGOS ist die ausreichende 
Sachkunde durch aussagefähige Belege 
beziehungsweise durch die Lizenz nach-
zuweisen. 

6.  Anforderungen für das 
Praxistraining

Das im Einzelfall erforderliche Praxistrai-
ning wird in der Verantwortung der zu-
gelassenen ABMR-Einrichtung durchge-
führt. Diese Einrichtung stellt die Eignung 
der externen Kooperationspartner sowie 
die therapeutische Begleitung am Ort des 
Praxistrainings sicher.

Vergütung
Die Tagessätze der ambulant und statio-
när durchgeführten ABMR standen bei 
Redaktionsschluss noch nicht fest. Hier 
wird kurzfristig eine Regelung durch die 
DGUV erfolgen.

Qualitätssicherung 
Im Rahmen der notwendigen Quali-
tätssicherung haben sich die zur ABMR 
zugelassenen Einrichtungen an den 
Qualitätssicherungsmaßnahmen der 
Unfallversicherungsträger zu beteiligen. 
Die Ausgestaltung hierzu hat im Rahmen 
des Gesamtkonzeptes der Qualitätssiche-
rung der Unfallversicherungsträger zu 
erfolgen. ●
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*
1 Übersicht in „Richtlinien zur versicherungs-
 rechtlichen Beurteilung von Arbeitnehmern 
 bei Ausstrahlung (§ 4 SGB IV) und 
 Einstrahlung (§ 5 SGB IV)“, Textsammlung 
 Aichberger Anhang 4 / 30.

2 Checkliste zum Einsatz in Krisengebieten 
 der VGB.

3 Pressemitteilung DGUV vom 18.3.2011,
 www.dguv.de > webcode: d113337

4 Schwerdtfeger in Lauterbach: Unfallver-
 sicherung Band 1, § 8 Rdnr. 146, 147, 
 Bereiter-Hahn / Mehrtens: Gesetzliche 
 Unfallversicherung, § 8 Rdnr. 7.15.7.

5 Pressemitteilung VBG vom 15.3.2011, 
 Webcode > PRE231633

6 „Ha� ungsfragen im Zusammenhang 
 mit der gesetzlichen Unfallversicherung“, 
 DGUV.

7 Flyer „Sicher im Ausland“ jeweils 
 für Schüler / Studierende sowie 
 für Auszubildende, DGUV.

8  Siehe auch Schwerdtfeger in Lauterbach:
 Unfallversicherung Band 1, vor § 2 Rndr. 52.

it der Globalisierung und den 
damit verbundenen Verflech-
tungen der Weltwirtschaft ha-

ben Auslandstätigkeiten von Beschäftig-
ten zugenommen. Ob Montagearbeiten, 
Dolmetscher- oder Journalistentätigkeit, 
Aufbau einer Niederlassung, Durchfüh-
rung von Bauprojekten – die Fälle sind 
vielgestaltig. Auch Schüler, Studenten und 
Auszubildende absolvieren zunehmend ei-
nen Teil ihrer Schul-, Studien- oder Aus-
bildungszeit im Ausland. Auslandseinsätze 
fi nden zudem im Rahmen ziviler und hu-
manitärer Hilfsaktionen statt, beispielswei-
se durch Entwicklungshelfer, Teilnehmer 
an Freiwilligendiensten, ehrenamtliche 
Helfer oder Angehörige der Feuerwehren 
sowie des Technischen Hilfswerks. 

Bei geplanten Aufenthalten in Katastro-
phen- oder Krisengebieten, wie in Afgha-
nistan oder im Irak, liegt die mit dem Aus-
landseinsatz einhergehende Gefahr auf der 
Hand. Ereignisse wie in Japan zeigen, dass 

eine Katastrophe sich auch während eines 
Auslandsaufenthalts ereignen kann. 

Wie weit reicht der Arm 
der Unfallversicherung?
Im deutschen Sozialversicherungsrecht gilt 
der Territorialitätsgrundsatz (§§ 3 SGB IV,
30 SGB I). Danach beziehen sich die Re-
gelungen der gesetzlichen Unfallversi-
cherung grundsätzlich auf inländische 
Sachverhalte. Bei vorübergehenden Aus-
landsaufenthalten kann aber abweichend 
von diesem Grundsatz aufgrund spezieller 
Vorschriften (Ausstrahlung gemäß § 4 SGB IV
sofern nicht Vorschriften des zwischen- 
oder überstaatlichen Rechts greifen, § 6 
SGB IV) weiterhin deutsches Sozialversi-
cherungsrecht Anwendung finden. Ent-
sendet ein Unternehmen einen Beschäf-
tigten im Rahmen eines inländischen 
Beschäftigungsverhältnisses vorübergehend 
ins Ausland, so unterliegt dieser auch 
während der Entsendung den Vorschriften 
der gesetzlichen Unfallversicherung. Um 

von einer Entsendung ausgehen zu kön-
nen, müssen verschiedene Voraussetzun-
gen erfüllt sein, 1 diese prüft der zuständige 
Unfallversicherungsträger. 

Bei manchen Beschäftigten sind die Vor-
aussetzungen einer Entsendung nicht 
erfüllt, beispielsweise weil ihr Einsatz 
zeitlich zu unbestimmt ist, ihre Tätigkeit 
wirtschaftlich dem ausländischen Toch-
terunternehmen zuzurechnen ist oder ihr 
Arbeitsvertrag in Deutschland ruht. Dann 
finden die Vorschriften der gesetzlichen 
Unfallversicherung keine Anwendung. 
Sofern die Personen im Zusammenhang 
mit einer Beschäftigung bei einem inlän-
dischen Unternehmen im Ausland tätig 
sind, können diese auf Antrag über eine 
Auslandsversicherung versichert werden. 

Versicherungsschutz im Ausland

Gut versichert – auch in Krisengebieten
Gerade in der letzten Zeit haben sich durch Naturkatastrophen sowie politische Veränderungen 
in verschiedenen Ländern die Bedingungen für dortige Aufenthalte geändert. Die Anfragen 
von Unternehmen und Beschä� igten, inwiefern Mitarbeiter bei Auslandsaufenthalten dem Schutz 
der gesetzlichen Unfallversicherung unterliegen, nehmen aufgrund dessen zu. 
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Dies ist bei den Unfallversicherungsträgern 
möglich, die eine derartige Einrichtung un-
terhalten (§ 140 SGB VII). 

Umfang des Versicherungsschutzes 
Finden die Unfallversicherungsvorschrif-
ten Anwendung, so gilt dies sowohl in 
Bezug auf Prävention als auch auf Sach- 
und Geldleistungen nach Eintritt eines Ar-
beitsunfalls. Bei einem geplanten Einsatz 
in einem Krisengebiet kann der Unterneh-
mer mit Unterstützung des Unfallversi-
cherungsträgers präventive Maßnahmen 
ergreifen, etwa indem er die Tauglich-
keit und Belastbarkeit des Beschäftigten 
vor dem Aufenthalt in einem Krisenge-
biet prüft. 2 Ereignet sich eine Katastrophe 
erst während des Aufenthalts, stellen sich 
Fragen etwa dazu, welche Untersuchun-
gen bei Mitarbeitern durchzuführen sind. 
Auch hier können sich Unternehmen an 
ihren Unfallversicherungsträger wenden. 3

Tritt im Ausland ein Unfall im Zusam-
menhang mit der Beschäftigung oder auf 
dem Weg zur Arbeit ein, so erbringt die 
gesetzliche Unfallversicherung die Leis-
tungen angepasst an den Umstand, dass 
der Unfall sich im Ausland ereignet hat. 
In Europa sowie im Verhältnis zu eini-
gen Ländern, mit denen Abkommen der 
sozialen Sicherheit bestehen, können 
im Ausland Sachleistungen durch den 
dort zuständigen Träger in Anspruch ge-
nommen werden. Bestehen derartige 
Regelungen nicht – dies gilt im Verhält-
nis zu den meisten Staaten weltweit –,
wird mit dem Unfallversicherungsträger die 
weitere Verfahrensweise abgestimmt. Eini-
ge Unfallversicherungsträger haben für Ar-
beitsunfälle im Ausland spezielle Notfallruf-
nummern eingerichtet und bedienen sich 
zum Teil international tätiger Hilfsdienste 
wie dem International SOS oder ADAC.

Vom Unfallversicherungsschutz können 
auch Gefahren erfasst sein, die im be-
rufl ichen Auslandsaufenthalt begründet 
liegen. 4 Dies bedeutet für Aufenthalte in 
Katastrophen- oder Krisengebieten, dass 
auch Unfälle, die aufgrund eines Erdbe-
bens oder politischer Instabilität verur-
sacht sind, als Ausfl uss einer besonderen, 
mit der berufl ichen Tätigkeit im Ausland 
in Zusammenhang stehenden Gefahr mit-
versichert sind. So können bei Auslands-

einsätzen speziell in Krisengebieten Mit-
arbeiter auch außerhalb der Arbeitszeit 
versichert sein. 5

Ha� ung bei besonderen Gefahren
In der gesetzlichen Unfallversicherung 
sind Unternehmen von der Haftung be-
freit, es sei denn, der Unternehmer führt 
den Unfall vorsätzlich oder grob fahrlässig 
herbei (§§ 104 Abs. 1, 110 Abs. 1 SGB VII). 
Dies gilt auch in Bezug auf Beschäftigun-
gen im Ausland. 6 Die Entsendung in ein 
Krisengebiet zwecks dortiger beruflicher 
Tätigkeit, humanitärer Einsätze oder der 
Verbleib nach einer Katastrophe erfüllen 
für sich genommen kein vorsätzliches oder 
grob fahrlässiges Verhalten. Mitarbeiter 
werden nicht gezielt in Krisengebiete ge-
schickt oder verbleiben dort, um einen Un-
fall zu erleiden. Der Unternehmer dürfte im 
Gegenteil eher versuchen, alle möglichen 
Maßnahmen zu treff en, um den Eintritt ei-
nes Arbeitsunfalls zu vermeiden. 

Schüler, Studierende, Auszubildende
Schüler und Studenten sind während ei-
nes Auslandsaufenthalts versichert, wenn 
dieser im organisatorischen Verantwor-
tungsbereich der Schule oder Hochschu-
le liegt. Auszubildende können entweder 
über den Ausbildungsbetrieb entsendet 
sein oder aber über die Berufsschule ver-
sichert, wenn diese den Auslandsaufent-
halt plant und durchführt. 7

Humanitäre Einsätze 
Entwicklungshelfer, Teilnehmer bestimm-
ter Freiwilligendienste, Katastrophenhelfer 
des Technischen Hilfswerks sowie Ange-
hörige der Feuerwehren sind bei Ausland-
seinsätzen über spezielle gesetzliche Rege-
lungen oder entsprechend den Regeln der 
Entsendung versichert. 

Hilfe bei Unglücksfällen
Auch Personen, die im Ausland bei Un-
glücksfällen, gemeiner Gefahr oder Not 
Hilfe leisten, sind über die gesetzliche Un-
fallversicherung versichert, wenn sie ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt 
im Inland haben (§ 2 Abs. 3 Satz 5 SGB VII
i.V.m. § 2 Abs. 1 Nr. 13 SGB VII). 8 Damit ist 
versichert, wer etwa während eines Erdbe-
bens in Japan Hilfe leistet, unabhängig da-
von, ob der Aufenthalt berufl ich oder pri-
vat bedingt ist. ●
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Informationsmanagement

Eine Konvention zur 
Eindämmung der E-Mail-Flut

Die verfügbare Menge an Informationen wächst täglich. 
Das Problem der Informationsbescha� ung ist dem Problem 
der Informationsbewältigung gewichen. Die Frage ist in 
der Regel nicht mehr: „Woher bekomme ich Informationen?“, 
sondern: „Welche der verfügbaren Informationen sind 
für mich relevant?“ Neben Internet und Telefon sind E-Mails 
das wichtigste Informations- und Kommunikationsmittel 
im betrieblichen Alltag.

ie Anzahl der weltweit täglich 
versandten E-Mails steigt weiter-
hin dramatisch an. Zahlen dazu 

werden zumeist im Internet veröffent-
licht. Recherchen zeigen, dass in der Re-
gel immer die gleichen Ursprungsquel-
len zitiert werden, die teilweise aber – da 
online und somit nur begrenzt haltbar 
– gar nicht mehr überprüft werden kön-
nen. Es wird angenommen, dass 2006 
weltweit täglich (!) 171 Milliarden E-Mails 
versandt wurden; 1 im Jahr 2000 waren 
es etwa acht Mil-
liarden. Für 2008 
nennt Cisko 220 
Milliarden E-Mails 
pro Tag. 2 Der An-
teil an Spam-Mails 
daran ist deutlich 
gestiegen und be-
trägt über 90, möglicherweise sogar über 
97 Prozent. Dennoch verbleiben selbst 
bei einem Anteil von nur drei Prozent 
gezielt adressierter Mails 6,6 Milliarden 
E-Mails pro Tag, 3 Tendenz steigend. Ob 
Berechnungen zutreffen, nach denen 
Manager 3,5 Jahre ihrer Lebenszeit da-

mit verschwenden, irrelevante Mails zu 
sichten und zu löschen, 4 mag fraglich 
sein. Sie kennzeichnen aber, dass die 
E-Mail-Flut ein ernsthaftes betriebliches 
und individuelles Problem darstellt.

Empfehlungen von geringem 
Nutzwert
Besonders am Arbeitsplatz gewinnt der 
effiziente Umgang mit E-Mails an Be-
deutung, damit die Arbeit mit ihnen 
nicht zum „informationellen Sisyphos-

Syndrom 5 “ wird. 
In der Vergangen-
heit wurden hier-
für bereits häufig 
Empfehlungen ge-
geben, die oftmals 
entweder sehr ab-
strakt („Gehen Sie 

verantwortungsvoll mit E-Mail-Verteilern 
um!“), sehr restriktiv (reduzierte Zugäng-
lichkeit zu E-Mail-Verteilern), sehr tech-
nisch („Richten Sie sich Unterordner 
ein!“) oder auch sehr formal waren (so-
genannte Netiquette, die an das korrekte 
Benehmen in der technischen Kommuni-

kation appelliert, zum Beispiel Grußfor-
meln und Betreff zeile zu nutzen). Auch 
die Empfehlung, traditionelle Techniken 
der Stressbewältigung oder -vorbeugung 
anzuwenden, um diese neuen Probleme 
zu lösen, ist in der Literatur und im Inter-
net zu fi nden. Aber gerade solche Tipps 
wie beispielsweise das Einrichten von Pri-
oritäten für E-Mails haben den Mangel, 
dass gegebenenfalls während der Zuord-
nung von Prioritäten zu einzelnen E-Mails 
weitere Mails eintreff en, die eventuell so-
gar die Prioritätensetzung wieder verän-
dern. Interessant in diesem Sinne sind 
auch E-Mail-Abos, die Empfehlungen zum 
Umgang mit der Informationsfl ut durch 
E-Mails beinhalten.

Der Nutzen all dieser Empfehlungen 
ist begrenzt. Dies gilt besonders für 
Empfehlungen, die auf der Seite der 
E-Mail-Empfänger ansetzen und die 
Frage der Bewältigung statt die der Prä-
vention ansprechen. Empfehlungen 
dieser Art zielen auf die Verwaltung der 
Informationsmenge, nicht auf deren 
Vermeidung. 

D

„Eine E-Mail-Konvention 
kann nur funktionieren, wenn 
sie von möglichst allen 
davon Betro� enen akzeptiert 
und mitgetragen wird.“
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Verantwortung des Absenders
Wichtiger sind grundlegende Änderun-
gen, die auf der Seite der E-Mail-Sender 
ansetzen und die Anzahl der E-Mails da-
durch reduzieren, dass die Verantwortung 
für den richtigen Umgang mit E-Mails vom 
Empfänger auf den Sender verlagert wird. 
Das Ziel von Interventionsmaßnahmen 
darf also nicht sein, die Bewältigung von 
großen Informationsmengen zu optimie-
ren; das Ziel muss sein, die Informations-
menge zu reduzieren. Das fordert auch die 
Maßnahmenhierarchie im Arbeitsschutz: 
Prävention setzt zuerst an der Quelle ei-
ner Gefährdung an (hier: der Sender). Nur 
dann, wenn dies nicht oder nicht ausrei-
chend gelingt, wird an der Organisation 
oder bei der gefährdeten Person etwas 
verändert (hier: der Empfänger).

Ziel der im Folgenden dargestellten Mail-
Konvention ist es, entsprechend der Maß-
nahmenhierarchie im Arbeitsschutz die 
Verantwortung für den Umgang mit E-
Mails vom Empfänger auf den Sender zu 
verlagern. Zugleich soll die Hemmschwel-
le für das Absenden einer E-Mail erhöht 

werden. Wenn dies gelingt, kann eine tat-
sächliche Reduzierung der E-Mail-Menge 
erreicht werden. Oberstes Ziel ist es, die 
Informationsmenge durch E-Mails zu re-
duzieren, ohne dass Inhalte vernachläs-
sigt werden. Erhebliche betriebliche Res-
sourcen können gespart werden, wenn 
sich der Sender verpfl ichtet, seine Kolle-
gen so wenig wie möglich mit Informatio-
nen zu belasten, ihnen zugleich aber alle 
notwendigen Informationen zu übermit-
teln. Regelungen dieser Art sind jedoch 
nur dann sinnvoll, wenn der Empfänger 
einer E-Mail, die den Empfehlungen nicht 
entspricht, Reaktionsmöglichkeiten hat. 
Wenn diese zur Verfügung stehen (siehe 
unten), können Konventionen innerhalb 
einer Organisation oder eines Verbundes 
mehrerer Organisationen getroff en wer-
den.

Die E-Mail-Konventionen
Auf freiwilliger Basis sollten folgende 
Punkte zwischen den Beschäftigten einer 
Organisation vereinbart werden. In der Li-
teratur sind zahlreiche weitere Tipps zu 
fi nden. 6, 7 ▸

*
1  Mai, J.: Ich maile also bin ich – E-Mail-

Studie 2008 (http://karrierebibel.de / ich-
maile-also-bin-ich-e-mail-studie-2008/).

2  Meckel, M.: Das Glück der Unerreichbar-
keit. Wege aus der Kommunikationsfalle, 
München 2009, S. 18.

3   Daten auf der Basis von www.absolit-blog.
de / studien / 220-milliarden-e-mails-
pro-tag.html, die sich auf www.radicati.
com und www.cisco.com / en / US / prod / 
vpndevc / annual_security_report.html 
beziehen; diese Quellen sind aber nicht 
mehr nachvollziehbar.

4  Meckel, M.: Das Glück der Unerreichbar-
keit. Wege aus der Kommunikationsfalle, 
München 2009, S. 18.

5  Meckel, M.: Das Glück der Unerreichbar-
keit. Wege aus der Kommunikationsfalle, 
München 2009, S. 36.

6  Shipley, D.; Schwalbe, W.: send. Why 
people email so badly and how to do it 
better, New York 2008.

7  Weick, G.; Schur, W.: Wenn E-Mails nerven. 
So bekommen Sie die Kontrolle zurück und 
arbeiten besser, schneller und sicherer,
Frankfurt 2008.
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en zu einer Tagung). Entscheidungen oder 
Freigaben, die von den Inhalten der Anla-
ge beeinfl usst werden, sind ausdrücklich 
zu benennen.

Ziel: Reduzierung der Informationsmen-
ge je E-Mail, Erhöhung des Aufwands für 
das Anhängen von Anlagen, klare Infor-
mations- und Freigabeprozesse.

Anlagen, egal welcher Größe, können in 
Sekunden an eine E-Mail angehängt wer-
den. Es ist einfach, vorsichtshalber eine 
Anlage mehr anzuhängen. Der Adressat 
oder die Adressaten haben das Nachse-
hen und müssen zumindest kurz prüfen, 
ob jeder einzelne Anhang wirklich von Be-
deutung ist. Besonders kritisch wird es, 
wenn das Ausbleiben einer Reaktion auf 
eine E-Mail und deren Anlagen als Einver-
ständnis oder sogar Freigabe interpretiert 
wird („Sollten Sie mit meiner E-Mail sowie 
den Anhängen nicht einverstanden sein, 
teilen Sie mir dies bitte bis zum... mit“). 
In diesem Fall bleibt dem Adressaten nur, 
sich alle Anhänge kritisch anzusehen. Die 
zeitliche und kognitive Belastung für den 
Empfänger ist enorm. Die klare Aussage, 
dass Anlagen zu erläutern sind und durch 
das alleinige Anhängen von Dateien keine 
Freigaben hervorgerufen werden, erhöht 
den Aufwand für den Sender.

3. Erläuterung der cc-Adressaten
Maßnahme: Allen Adressaten, die eine 
Mail zur Kenntnis erhalten, wird erläu-
tert, weshalb diese Mail für sie relevant 
ist. Regelungen für die abteilungsinterne 
Kommunikation sowie bilaterale Abspra-
chen können davon abweichen.

Ziel: Reduzierung der Anzahl der E-Mails.

Für den Sender ist es einfach, einen Ad-
ressaten mehr einzugeben, was manch-
mal die sicherere Variante ist. Der Emp-
fänger muss prüfen, warum er eine E-Mail 
als Adressat oder zur Kenntnis bekommen 

hat. Durch die neue Regel muss nun der 
Sender prüfen, warum welcher Adressat 
wichtig ist, und dies explizit kurz begrün-
den. Die Ausnahmeregelungen für kleine-
re betriebliche Einheiten wie Abteilungen 
können organisatorisch sinnvoll sein. Zur 
Steigerung der Akzeptanz der Regel bei 
Vorgesetzten, die grundsätzlich über die 
Kommunikation ihrer Mitarbeiter infor-
miert sein wollen, ist diese Ausnahme er-
forderlich. 8

4.  Mit der Kenntnisgabe einer Mail 
wird nicht der Informationspflicht 
entsprochen

Maßnahme: Wenn ein Kollege, Mitarbei-
ter oder Vorgesetzter informiert werden 
muss, ist dieser zu adressieren; es reicht 
nicht aus, ihn als Empfänger einer Kopie 
einzutragen.

Ziel: Erleichterung der Identifi kation rele-
vanter Informationen. 

Der Adressat (und auch derjenige, der in 
Kenntnis gesetzt wird) erfährt genau, wes-
halb er eine E-Mail erhält, und er kann da-
rauf reagieren. Der Empfänger muss nicht 
mehr befürchten, dass unter den zahlrei-
chen E-Mails und Anhängen Informatio-
nen versteckt sind und eine ausbleibende 
Reaktion seinerseits als Zustimmung oder 
Freigabe interpretiert wird (siehe auch Re-
gel 3). Aussagen wie „Ich habe Ihnen die 
Unterlagen doch zugeschickt“ sind keine 
Rechtfertigung mehr. Auf zustimmende 
Kenntnisnahme muss explizit hingewie-
sen werden. 

5.  Kommentarlose Weiterleitungen 
von E-Mails sind unerwünscht

Maßnahme:  Die Weiterleitung von 
E-Mails soll eine Erläuterung beinhalten, 
warum diese Mail weitergeleitet wird und 
was vom Empfänger erwartet wird.

Ziel: Reduzierung der Informationsmen-
ge durch Erhöhung des Aufwands für den 

„Das Ziel von Interventionsmaßnahmen darf nicht sein, die 
Bewältigung von großen Informationsmengen zu optimieren; 
das Ziel muss sein, die Informationsmenge zu reduzieren.“

1. Kettenmails werden vermieden
Eine Mail wird als Kettenmail bezeichnet, Eine Mail wird als Kettenmail bezeichnet, 
wenn sich dem Adressaten ihr Inhalt nur 
dadurch erschließt, dass er mehr als ei-
ne in die Mail eingeschlossene Mail eines 
oder mehrerer anderer Adressaten durch-
lesen muss.

Maßnahme: Ist es erforderlich, eine Ket-
tenmail zu versenden, ist der Inhalt der 
nachfolgenden (aneinander geketteten) 
Mails ausreichend zu erläutern. Die an-
gehängten Mails sollen nur Zusatzinfor-
mationen beinhalten, die nicht für das 
Verständnis oder eine Entscheidung zwin-
gend erforderlich sind.

Ziel: Reduzierung des Aufwands für das 
Verstehen der E-Mail auf Seiten der Emp-
fänger; Erhöhung des Aufwands für das 
Weiterleiten der E-Mail auf der Seite des 
Senders.

Die Zusammenfassung von Kettenmails 
bedeutet für den Sender mehr, für den Le-
ser aber weniger Aufwand. Dadurch wird 
sich die Anzahl der versandten E-Mails 
reduzieren. Wenn der Inhalt von Ketten-
mails an mehrere Adressaten verschickt 
wird, hat wieder nur eine Person Mehr-
aufwand (der Sender), alle Empfänger ha-
ben einen deutlich geringeren Aufwand. 
Je nach Länge der Kettenmails nimmt der 
zeitliche Aufwand insgesamt bereits ab 
zwei Empfängern ab. Je größer die An-
zahl der Empfänger, desto größer ist der 
Zeitvorteil für den Betrieb. Hinzu kommt, 
dass die Botschaft, die aus der Weiterlei-
tung resultiert, klarer wird.

2. Anlagen werden erläutert
Maßnahme: Werden mit einer E-Mail An-
lagen verschickt, ist der Inhalt jeder ein-
zelnen Anlage kurz – in ein bis zwei Sät-
zen – zu skizzieren. Irrelevante Anlagen 
werden nicht versandt. Ausnahmen sind 
Anlagen, die denselben Sachverhalt be-
treff en (zum Beispiel mehrere Foliendatei-
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Sender; klare Information, ob eine Reakti-
on vom Empfänger erwartet wird und wel-
che.

Informationen können nur dann gezielt 
bearbeitet werden, wenn der Auftrag klar 
ist. Entsprechend muss aus einer E-Mail 
erkenntlich werden, warum der Empfän-
ger sie bekommt und was er mit dem In-
halt tun soll. Der Aufwand für den Sender, 
eine Mail an einen möglicherweise größe-
ren Adressatenkreis weiterzuleiten, wird 
erhöht.

6. Kurzmitteilungen in der Betre� zeile
Maßnahme: Kurzmitteilungen können 
komplett in der Betreffzeile geschrieben 
werden (zum Beispiel „Herr X hat sich 
für heute krankgemeldet. EdN“). Als Zei-
chen, dass die E-Mail nicht geöff net wer-
den muss, sollte die Zeile mit EdN (Ende 
der Nachricht) beendet werden.

Ziel: Vermittlung präziser Informationen, 
ohne dass der Empfänger eine Mail öff nen 
muss.

Diese aus der Literatur 9 übernommene 
Regelung spart dem Sender Aufwand bei 
der Abfassung einer E-Mail (Grußformeln 
entfallen zum Beispiel), und der Empfän-
ger kann die Information aufnehmen, oh-
ne die E-Mail öff nen oder beantworten zu 
müssen.

7.  Umgang mit der Kennzeichnung 
„Hohe Priorität“

Maßnahme: Die Kennzeichnung einer 
Mail als „wichtig“ (rotes Ausrufezeichen) 
soll nur in Ausnahmefällen erfolgen.

Ziel: Unterstützung des Empfängers bei 
der Prioritätensetzung.

Die Kennzeichnung einer Mail als „wich-
tig“ ist eine wertvolle technische Unter-
stützung in der E-Mail-Kommunikation. 
Sie kann ihre Bedeutung aber nur entfal-

ten, wenn damit angemessen umgegangen 
wird. Nicht nur, dass viele E-Mail-Nutzer 
dieses Hilfsmittel gar nicht einsetzen. Es 
gibt auch viele Personen, die eine starke 
Tendenz haben, alles, was aus ihrem Rech-
ner kommt, als wichtig für sich selbst und 
andere zu empfi nden und entsprechend zu 
kennzeichnen. Nur eine angemessene Do-
sierung hilft dem Empfänger, die Priorität 
richtig einzuschätzen. Dies gilt natürlich 
auch für die Kennzeichnung als „wenig 
prioritär“ oder unwichtig – in diesem Fall 
muss man sich allerdings fragen, warum 
die Mail überhaupt verschickt wird.

8.  Angabe, ob „Allen antworten“ 
erwünscht ist

Maßnahme: Werden in Ausnahmefällen 
E-Mails an mehrere Adressaten geschickt, 
ist ausdrücklich zu vermerken, wenn Ant-
worten an den gesamten Verteiler gesendet 
werden sollen. Ist dies nicht vermerkt, ist 
grundsätzlich nur dem Absender zu ant-
worten.

Ziel: Reduzierung der Menge an E-Mails.

Wer Pech hat, gerät zu Beginn einer per 
E-Mail geführten Diskussion in einen Ad-
ressaten-Verteiler. Das ist besonders dann 
bitter, wenn die Community nach der im-
pliziten Regel arbeitet, dass jede auch 
noch so unwichtige Anmerkung grund-
sätzlich an alle geschickt wird. Wer kennt 
das nicht: E-Mails, in denen einem Adres-
saten mitgeteilt wird, dass in einem Text 
ein Komma fehlt, und diese „Nachricht“ 
wird zugleich allen anderen, die einmal in 
den Verteiler gelangt sind, zur Kenntnis ge-
geben. Der Sender macht es sich einfach, 
indem er nicht prüft, wer welche Infor-
mationen benötigt. Der Empfänger (meis-
tens gleich mehrere) hat das Nachsehen, 
das zumindest darin besteht, dass er eine 
(oder viele) für ihn sinnlose E-Mail lesen 
und löschen muss. Durch die Einführung 
der oben genannten Regel wird das E-Mail-
Aufkommen erheblich reduziert.

Einführung der Konvention
Eine Konvention dieser Art kann nur funk-
tionieren, wenn sie von möglichst allen 
davon Betroff enen akzeptiert und mitge-
tragen wird. Dies erfordert einerseits eine 
umfassende Abstimmung und andererseits 
eine Reaktionsmöglichkeit für Empfänger, 

wenn ein Sender die Regel nicht eingehal-
ten hat. Beides sollte bei der Einführung 
einer E-Mail-Konvention beachtet werden.

Abstimmung der Konventionen
Im Vorfeld der Einführung sollten die Re-
geln in bestehenden Vertretungen / Organi-
sationseinheiten abgestimmt werden. Dazu 
gehören sowohl die Ebene der Leitung als 
auch die gesamte Belegschaft, eventuell 
vertreten durch die betriebliche Interessen-
vertretung, falls die komplette Belegschaft 
nicht erreicht werden kann (zum Beispiel 
durch Betriebsversammlungen). Die Dis-
kussion mit dem Betriebs-/Personalrat vor 
der Abstimmung mit der Belegschaft ist 
sinnvoll. Änderungswünsche sollten drin-
gend aufgenommen werden, ohne jedoch 
das Prinzip der Verantwortungsverschie-
bung vom Empfänger auf den Sender auf-
zugeben. 

Reaktionsmöglichkeiten für Empfänger
Die Bekanntmachung der Konvention soll-
te durch die Betriebsleitung erfolgen, da 
mit der Bekanntmachung zugleich zum 
Ausdruck gebracht werden muss, dass es 
allen Empfängern von innerbetrieblichen 
Mails erlaubt ist, den Sender einer Mail auf 
das Nichteinhalten der Regeln hinzuwei-
sen und das Aufbereiten der E-Mail – auch 
nachträglich – einzufordern. Diese Mög-
lichkeit sollte unabhängig davon sein, auf 
welcher Ebene der betrieblichen Hierarchie 
Sender und Empfänger beschäftigt sind. ●
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Prof. Dr. Dirk Windemuth
Leiter des Instituts für Arbeit 
und Gesundheit der DGUV (IAG)
E-Mail: dirk.windemuth@dguv.de

*
8  Dass dieser Vorgesetztenwunsch 

nicht sinnvoll ist, ist an dieser Stelle 
nicht relevant.

9  Z.B. Weick, G.; Schur, W.: Wenn E-Mails 
nerven. So bekommen Sie die Kontrolle 
zurück und arbeiten besser, schneller und 
sicherer, Frankfurt 2008.
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Volljährigen Waisen steht für Zeiträume zwischen zwei Ausbildungsabschnitten Waisenrente nur dann zu, 
wenn die Übergangszeit höchstens vier Kalendermonate dauert.

Streitig war vorliegend ein Anspruch des im Dezember 1985 
geborenen Klägers auf Zahlung von Halbwaisenrente für die 
Monate April bis Juli 2005, welche Teil der von Mitte März bis 
Ende September 2005 andauernden Übergangszeit zwischen 
der Beendigung seiner Gymnasialausbildung und der Aufnah-
me eines Hochschulstudiums sind. Das BSG hat einen solchen 
Anspruch nach materiellem Rentenrecht verneint. Der Kläger, 
der damals sein 18. Lebensjahr bereits vollendet gehabt hät-
te, habe im Zeitraum nach Beendigung der Gymnasialausbil-
dung bis zur Aufnahme des Hochschulstudiums keinen der 
gesetzlichen Tatbestände erfüllt, die einen weiteren Bezug 
von Halbwaisenrente ermöglichen würden. Er habe sich ab 
Mitte März 2005 nicht mehr in einer Schulausbildung im Sin-
ne von § 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 Buchst. a SGB VI befunden. Das 
BSG folgt nicht der zum Teil in der Literatur vertretenen An-
sicht, Schulausbildung an allgemein- und berufsbildenden 

Streitig war, ob ein Erstattungsanspruch eines privaten Kran-Streitig war, ob ein Erstattungsanspruch eines privaten Kran-
kenversicherers gegen eine UV-Trägerin vor den ordentlichen kenversicherers gegen eine UV-Trägerin vor den ordentlichen 
Gerichten oder in der Sozialgerichtsbarkeit geltend zu ma-Gerichten oder in der Sozialgerichtsbarkeit geltend zu ma-
chen ist. Der Versicherungsnehmer der Klägerin hatte im chen ist. Der Versicherungsnehmer der Klägerin hatte im 
Jahr 2006 in Italien einen Arbeitsunfall erlitten und war in Jahr 2006 in Italien einen Arbeitsunfall erlitten und war in 
der Folgezeit in Italien und Deutschland behandelt worden. der Folgezeit in Italien und Deutschland behandelt worden. 
Die Klägerin hatte die Behandlungskosten übernommen und Die Klägerin hatte die Behandlungskosten übernommen und 
begehrte nunmehr deren Erstattung durch die beklagte UV-begehrte nunmehr deren Erstattung durch die beklagte UV-
Trägerin. Nach Ansicht des OLG Karlsruhe ist das Rechtsver-Trägerin. Nach Ansicht des OLG Karlsruhe ist das Rechtsver-
hältnis der Parteien dem öff entlichen Recht zuzuordnen. Die hältnis der Parteien dem öff entlichen Recht zuzuordnen. Die 
Klägerin sei der Ansicht, dass ein sozialversicherungsrecht-Klägerin sei der Ansicht, dass ein sozialversicherungsrecht-
licher Anspruch ihres Versicherungsnehmers gegen die Be-licher Anspruch ihres Versicherungsnehmers gegen die Be-
klagte entweder auf sie übergegangen sei oder sie eine Er-klagte entweder auf sie übergegangen sei oder sie eine Er-
stattung verlangen könne, weil sie Leistungen zugunsten des stattung verlangen könne, weil sie Leistungen zugunsten des 
Versicherungsnehmers erbracht habe, zu denen an sich die Versicherungsnehmers erbracht habe, zu denen an sich die 

(Beschluss des Oberlandesgerichts Karlsruhe vom 
14.9.2010 – 12 W 59 / 10 –, UV-Recht Aktuell 007 / 2011, 
S. 398 – 401)

(Urteil des Bundessozialgerichts vom 1.7.2010 – B 13 R 
86 / 09 R –, UV-Recht Aktuell 005 / 2011, S. 275 – 287)

§ Beklagte verpfl ichtet gewesen wäre. Die Frage aber, ob und 
gegebenenfalls in welchem Umfang der Versicherungsnehmer 
der Klägerin Ansprüche gegen die Beklagte gehabt hätte und 
ob sich diese Ansprüche (ausnahmsweise) nicht auf Sach-, 
sondern auf Geldleistungen richten würden, sei eindeutig 
dem öff entlichen Recht zuzuordnen. Auch ein möglicher An-
spruch der Klägerin aus Geschäftsführung ohne Auftrag wür-
de dem öff entlichen Recht zuzuordnen sein, wären doch die 
originär von der Beklagten zu erbringenden Leistungen dem 
öff entlichen Recht zuzuordnen. § 51 Abs. 1 Nr. 3 SGG weise 
den Sozialgerichten die „Angelegenheiten der gesetzlichen 
Unfallversicherung“ zu; zu diesen würden auch Streitigkeiten 
gehören, in denen Dritte anstelle des Verletzten Ansprüche 
gegen den UV-Träger geltend machen. Das OLG hat Rechts-
beschwerde zugelassen, weil die der Entscheidung zugrunde 
liegende Problematik eine über den Einzelfall hinausgehende 
Bedeutung habe. Die Frage der Zuständigkeit werde von den 
beteiligten Verkehrskreisen und der Rechtsprechung nicht 
einheitlich beantwortet.

§ Schulen fi nde in Schuljahren statt und diese endeten auch 
in waisenrentenrechtlicher Hinsicht stets – unabhängig da-
von, ob bereits zuvor die Abschlussprüfung beendet sei oder 
das Zeugnis ausgehändigt werde – am 31. Juli eines Jahres. 
Der Kläger, der am 11. März 2005 seine Gymnasialschulzeit 
beendet gehabt hätte, habe sich in dem daran anschließenden 
Zeitraum auch nicht in einer Übergangszeit gemäß § 48 Abs. 4
Satz 1 Nr. 2 Buchst. b SGB VI befunden. Der Tatbestand die-
ser Vorschrift sei nur erfüllt, wenn die gesamte Übergangszeit 
zwischen zwei Ausbildungsabschnitten (oder gleichgestellten 
Zeiträumen) höchstens vier volle Kalendermonate umfasse. 
Dies sei vorliegend nicht der Fall. Die Übergangszeit zwischen 
dem Ende der Gymnasialausbildung des Klägers Mitte März 
2005 und dem Beginn des Hochschulstudiums im Oktober 
2005 habe mehr als vier Kalendermonate betragen. Das Ur-
teil ist zum Recht der Rentenversicherung ergangen. Wegen 
der Inhaltsgleichheit von § 48 Abs. 4 SGB VI und § 67 Abs. 3 
SGB VII ist die Entscheidung auch für die Unfallversicherung 
von Interesse.

Hinterbliebenenrente

Ein Erstattungsanspruch eines privaten Krankenversicherers gegen einen Träger der gesetzlichen Unfallversicherung ist vor 
den Gerichten der Sozialgerichtsbarkeit geltend zu machen.

Sozialgerichtsverfahren

Kontakt: Dr. Horst Jungfleisch, E-Mail: horst.jungfleisch@dguv.de 
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Honorarprofessur für den 
Leiter der DGUV Akademie

Seit 2007 ist Becker Direktor der 
Akademie der DGUV. Er lehrt 
bereits seit 1994 als ständiger 
Lehrbeauftragter an der Hoch-
schule. Seine fachlichen The-
menschwerpunkte liegen in den 
Bereichen Sozialversicherung, 
Schwerpunkt gesetzliche Unfall-
versicherung und Verwaltungs-
wissenschaft. Im Rahmen seiner 
wissenschaftlichen Tätigkeit ist 
Becker unter anderem Herausge-
ber und Autor des Nomos Lehr- 
und Praxiskommentars Sozial-
gesetzbuch VII,  Gesetzliche 
Unfallversicherung. 

Die Ernennung erfolgte auf Vorschlag des Kuratoriums der 
Hochschule der DGUV in Bad Hersfeld. 

Neuer Vorstandsvorsitzender 
bei der DGUV

Bis 2008 war Wolfgang Stolte beim Bundesministerium der Vertei-
digung in Bonn beschäftigt, zuletzt als Vorsitzender des Hauptper-
sonalrats. Zusätzlich ist er bereits seit vielen Jahren in der Selbst-
verwaltung der Unfallversicherung engagiert. Von 1999 bis 2001 
war Stolte Vorstandsvorsitzender der Bundesausführungsbehörde 
für Unfallversicherung. Aus ihr entstand später zusammen mit 

der Ausführungsbehörde für Un-
fallversicherung des Bundesver-
kehrsministeriums die Unfallkasse 
des Bundes. Dort übernahm Stolte 
ebenfalls das Amt des Vorstands-
vorsitzenden. In dieser Funktion 
war er auch Vorstandsmitglied 
des Bundesverbandes der Unfall-
kassen und nach der Fusion der 
Spitzenverbände der DGUV. 

Wolfgang Stolte folgt Lothar 
Szych nach, der sein Amt nach 
vier erfolgreichen Jahren wegen 
einer anderweitigen Tätigkeit nie-
dergelegt hat. 

Das Hessische Ministerium für Wissenscha�  und Kunst hat Harald 
Becker von der DGUV Akademie in Bad Hersfeld die akademische 
Bezeichnung „Professor“ verliehen. 

Auf der Sitzung des Vorstands der DGUV am 18. März 2011 ist 
Wolfgang Stolte von der Unfallkasse des Bundes zum neuen Vor-
standsvorsitzenden der DGUV gewählt worden. Er vertritt im Kreis 
der vier Vorstandsvorsitzenden die Versichertenseite. 

Harald Becker, Leiter 
der DGUV Akademie 
und Honorarprofessor

Wolfgang Stolte, neuer 
Vorstandsvorsitzender 
der DGUV
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Zuverlässige Antworten 
können nur Experten geben!

www.universum.de/lexikon

Lexikon Sicherheit und Gesundheit bei der Arbeit 

Mehr als 50 Experten aus Arbeitsschutz, Gesundheit 
und angrenzenden Bereichen geben Antworten in 
ca. 1.000 Fachartikeln. Außerdem finden Sie die Antworten
in über 500 Abbildungen, Gesetzen, Verordnungen und 
EU-Richtlinien.

Testen Sie jetzt online
Kostenlos und unverbindlich unter
www.universum.de/lexikon
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Der neue Online-Ratgeber des Netzwerks 
Elektronischer Geschäftsverkehr (NEG) 
zur IT-Sicherheit zeigt insbesondere klei-
nen und mittleren Unternehmen (KMU) 
auf, wie es um deren IT-Sicherheit bestellt 
ist. Mit Hilfe des Ratgebers können Unter-
nehmen anhand 12 kurzer Fragen testen, 
wie gut sie die Grundanforderungen an 
die Basissicherheit, die organisatorischen 
sowie die rechtlichen Anforderungen der 
IT-Sicherheit erfüllen. Der Ratgeber er-

möglicht den Teilnehmern, online und 
in wenigen Schritten eine kostenlose Ein-
stiegsberatung zum professionellen IT-
Sicherheitsmanagement und individuelle 
Handlungsanleitungen zur Verbesserung 
ihrer Sicherheitsstruktur zu erhalten.

Die Gemeinsame Deutsche Arbeitsschutzstrategie (GDA) hat ihr Informationsange-
bot zum Arbeitsprogramm Büro überarbeitet und um weitere Materialien ergänzt: 
Die Werkzeug- und Informationsmappe „Gesund und erfolgreich arbeiten im Büro“ 

enthält neben Infoblättern, Checklisten und Postern 
auch zwei Broschüren: die INQA-Broschüre „Wohl-
befinden im Büro“ und die Broschüre „BGI 5001:
Büroarbeit – sicher, gesund und erfolgreich. Praxis-
hilfen für die Gestaltung“ der VBG. Das Material, das 
als Praxishilfe für Unternehmer konzipiert wurde,
kann über das GDA-Portal heruntergeladen oder per 
Faxabruf bestellt werden.

Das Institut für Arbeitsschutz der Deut-
schen Gesetzlichen Unfallversicherung 
(IFA) bietet im Internet einen kosten-
losen Lärmbelastungsrechner an. Vor 
allem Jugendliche und junge Erwach-
sene, die sich in ihrer Freizeit durch 
MP3-Player und Diskobesuche häufig 
starkem Lärm aussetzen, können sich 
anhand der Software darstellen lassen, 
wo die Schwerpunkte ihrer individuel-
len Lärmbelastung liegen und wann sich 

aus dieser Belastung 
möglicherweise ein 
Hörverlust entwickelt. 
Zusätzlich veranschau-
lichen Musik- und Sprachbeispiele, wie 
sich dieser Hörverlust tatsächlich einmal 
anhören könnte. 
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uvex silver-System

UVEX ARBEITSSCHUTZ GMBH · Würzburger Straße 181 – 189 · 90766 Fürth - GERMANY · Telefon: 0800 6644893 · Telefax: 0800 6644894 · E-Mail: serviceteam@uvex.de · Internet: www.uvex-safety.de
Ein Unternehmen der uvex Gruppe

uvex sil-Wear Einweg-Overalls 

Mit uvex sil-Wear bieten wir hochfunktionale Schutzoveralls in den Klassen 3, 
3B, 4, 4B, 5/6 für die unterschiedlichsten Einsatzbereiche – vom Einweg-
Overall gegen Schmutz und Staub bis hin zu der innovativen Entwicklung 
gegen Viren und Bakterien. Durch die mit AgPURE™ beschichtete Oberfl äche gegen Viren und Bakterien. Durch die mit AgPURE™ beschichtete Oberfl äche gegen Viren und Bakterien. Durch die mit AgPURE™ beschichtete Oberfl
gewährleis ten unsere uvex sil-Wear 3B bzw. 4B Anzüge einen aktiven Schutz 
gegen diese Gefahren. 

uvex silv-Air Atemschutz

Von funktionalen Masken gegen Staub und Qualm bis hin zu speziellen 
Mas ken, die mit Extra-Filtern das Ein- und Ausatmen spürbar erleichtern. 
Hocheffektiv – als Falt- oder Formmaske – gewährleistet uvex silv-Air durch 
die innovative Filter-Techno logie und zahlreiche Komfortfeatures auch bei 
längeren Einsätzen in den unterschiedlichsten Einsatzbereichen zuverlässi-
gen Schutz. 
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WO ENTLASTET 
MAN FUßGELENK, 
KNIE, HÜFTE UND 
RÜCKEN?
UNTER DEM FUß NATÜRLICH.

Bata Industrials Europe • Postfach 10050 • 5680 DB Best • Die Niederlande • Telefon: +31 499 - 362 216
Fax: +31 499 - 362 962 • E-mail: info@bata.nl • www.bataindustrials.com

Mit mehr als 85 Jahren Erfahrung ist Bata Industrials einer der führenden Spezialisten für 
bequeme Sicherheitsschuhe. Nun verfügen unsere Modelle über eine innovative 3-stufi ge 
Dämpfungskonstruktion. Nach offi zieller Testmethode (EN ISO 20344) erreichen wir eine 
doppelt so hohe Energieaufnahme im Fersenbereich als gefordert. Dadurch neutralisieren bzw. 
reduzieren wir weitestgehend die Stöße und Kräfte, die auf den gesamten biomechanischen 
Bewegungsapparat vom Fußgelenk bis zum Halswirbel wirken. Das Ergebnis: geringere 
Ermüdung, weniger Beschwerden und Ausfallzeiten. Bata. The Energy Footwear.

Mehr Informationen: www.bataindustrials.com/broschuere

YORA ESD S2SAXA ESD S21. GELENKSTÜTZE MIT 
DÄMPFUNGSELEMENT

2. PU-ZWISCHENSOHLE 3. TUNNELSYSTEM®
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